VW-Gesetz hat 
antifaschistischen 
Ursprung 


HANNOVER. Den vom Porsche-Clan 
verfochtenen Plan, das VW-Gesetz 
zu kippen und aus VW ein Werk 
„wie jedes andere“ zu machen, be- 


kämpft die IG Metall. Wie die „Süd- | 


deutsche Zeitung“ berichtete, hat 
IGM-Vorsitzender Berthold Huber 
an Porsche-Chef Wiedeking ge- 
schrieben, VW sei auf Grund seiner 
Geschichte „ein sehr sensibles Un- 
ternehmen für die IG Metall“. 


Die Mittel zum Aufbau des Volks- 
wagenwerkes bestanden aus dem 


von den Nazis beschlagnahmten Ge- 


werkschaftsvermögen. Das Stamm- 
kapital von 50 Millionen Reichs- 
mark stamme „aus enteigneten ge- 
werkschaftlichen Liegenschaften 
oder gewerkschaftlichen Unterneh- 
men wie die Volksfürsorge und die 
Bank der Arbeiter, Angestellten und 
Beamten,‘ schrieb Huber. 


Die britische Militärregierung habe 
die Treuhänderschaft für das VW- 
Werk an das Land Niedersachsen 
übertragen mit der Auflage, die Ei- 
gentumsrechte gemeinsam mit dem 
Bund auszuüben und sowohl „die 
Gewerkschaften“ als auch die ande- 
ren Bundesländer mit Rechten an 
dem Werk auszustatten. 


So kam es zu den besonderen Mit- 
bestimmungsrechten der Gewerk- 
schaften bei VW. Antifaschisten 
weisen auch darauf hin, dass das 
VW-Werk von heute undenkbar 
wäre, ohne die unentgeltliche Skla- 


venarbeit von zigtausenden Zwangs- | 


arbeitern im Werk während des 
Krieges. U.S. 
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Wie man in Deutschland mit 
den letzten Überlebenden 
der Nazi-Ghettos umgeht 


Wer kennt sie nicht, die Bil- 

der aus dem Warschauer 

Ghetto: sterbende und tote 
Menschen, Kinder, die um eine 
Scheibe Brot betteln, feixende SS- 
Schergen. Doch neben diesem grau- 
enhaften „Alltag“ im Ghetto, der 
tagtäglich ein Kampf ums Überle- 
ben war, gibt es noch eine tiefer lie- 
gende Komponente: 


Es haben Menschen in den Ghettos der 
Nazis gearbeitet — viele wurden von den 
Nazis zur Zwangsarbeit geschleppt, aber 
viele haben auch „aus 
eigenem Willensent- 
schluss“ gearbeitet. 
Diese Arbeit aus 
„freiem Willensent- 
schluss“ konnte ganz 
unterschiedlich sein, 
die Ghettos der Nazis % 
waren keine standar- 
disierten Haftanstal- 
ten: mancherorts mel- 
dete man sich beim 
lokalen ‚‚Judenrat“ 
und bekam eine Ar- 
beit zugewiesen, 
mancher arbeitete auch weiter in seinem 
„normalen“ Beruf als Handwerker oder 
Arzt. 

Fest steht, dass jeder, der im Ghetto 
arbeitete, Vorteile hatte: zusätzliche Nah- 
rung, vielleicht etwas Geld, um Nahrung 
zu kaufen und, und das ist das wichtigs- 
te: zumindest für einen gewissen Zeit- 
raum Schutz vor der Deportation in eines 
der Vernichtungslager. 

Für diese Menschen, so beschloss es 
das Bundessozialgericht 1997, müsse der 
deutsche Staat eine reguläre Altersrente 
zahlen. Der Gesetzgeber brauchte fünf 
Jahre, bis im Juni 2002 das „Gesetz zur 
Zahlbarmachung von Renten aus Be- 
schäftigungen in einem Ghetto“ (ZRBG) 
im Bundestag einstimmig beschlossen 
wurde. Zwangsarbeit sollte nicht berück- 
sichtigt werden, denn für die Entschädi- 
gung von Zwangsarbeitern sorgte die 
Stiftung „Erinnerung, Verantwortung 


und Zukunft“. Denjenigen, die im Ghetto 
„aus eigenem Willensentschluss“ und 
gegen ein „Entgelt“ gearbeitet hatten, 
sollte nun „schnell und unbürokratisch“ 
geholfen werden. 

Was folgte, war weder schnell noch 
unbürokratisch, sondern der ganz norma- 
le deutsche Behördenwahnsinn. Zu- 
nächst einmal wurde von Seiten der deut- 
schen Regierung nicht flächendeckend 
darüber informiert, dass es die Möglich- 
keit der Beantragung der so genannten 
Ghetto-Rente gab. Die Bundesregierung 
beschränkte sich im Wesentlichen auf 


Zwangsarbeiterinnen im Warschauer Ghetto 


kurze Hinweise auf den Internetpräsenta- 
tionen der deutschen Auslandsvertretun- 
gen. Die Informationskampagne für die 
Überlebenden mussten wieder einmal 
die Verfolgtenverbände übernehmen, 
selbstverständlich auf eigene Kosten. 


„Buchstabierend bis aufs Blut ...” - 
Die Rentenversicherungsträger ui 
die Überlebenden 


Mehr als 70.000 Überlebende aus der 
ganzen Welt stellten daraufhin Anträge 
bei den deutschen Rentenversicherungs- 
trägern — und am Ende lehnten diese 
mehr als 90% ab. Die Begründungen für 
die Ablehnungen, die den Überlebenden 
entgegengehalten wurden, waren sehr oft 
zutiefst demütigend: die behauptete Tä- 
tigkeit sei nicht glaubhaft, sie sei 
Zwangsarbeit gewesen oder zumindest 
nicht „ausreichend“ entlohnt — oft wur- 

weiter auf Seite 3 


:meldungen, aktionen 


Unter Freunden 


IRAN/DEUTSCHLAND. Die scheinbare 
Wiederwahl Ahmadinejads zum irani- 
schen Präsidenten wird von großen Tei- 
len der extremen Rechten in Deutschland 
begrüßt. Die DVU gratulierte zum Wahl- 
sieg und fragte: „Sollte es möglich sein, 
dass das iranische Volk etwa Idealismus 
vor Materialismus und Patriotismus vor 
die Verheißungen des „Westens“, vor die 
neue Obamanie gesetzt“ haben? Der Os- 
nabrücker Ableger des NPD-Jugendver- 
bandes „Junge Nationaldemokraten“ be- 
trachtet die Auseinandersetzungen im 
Iran als den Kampf eines „wahren Füh- 
rers seines Volkes“ gegen die Interessen 
der „internationalen Hochfinanz“. 

Im Internetportal „Muslim-Markt“, 
dem „Forum der Muslime für deutsch- 
sprachige Gottesehrfürchtige“, in dem 
öfter Vertreter der extremen Rechten zu 
Wort kommen, kritisiert Roger Schwe- 
des die Haltung der Bundesregierung 
zum Wahlausgang im Iran. Schwedes, 
der im vergangenen Jahr zeitweise Be- 
zirksvorsitzender der sogenannten „Bür- 
gerbewegung pro NRW“ im Ruhrgebiet 
war, fragt dort mit Blick auf den „Zen- 
tralrat der Juden in Deutschland“, „‚wa- 
rum sich die Interessenvertretung einer 
Religionsgemeinschaft in Deutschland in 
die deutsche und internationale Außen- 
politik bezüglich Wahlen im Iran einmi- 
schen sollte“. „Die Politik in diesem 
Land“, so Schwedes, „auch die regulierte 
Medienlandschaft“ seien „fremdgesteu- 
CH 

Zu den Gratulanten an die Adresse Ah- 
madi-Nejads gehört auch der ehemalige 
„ND“-Autor Jürgen Elsässer. Die, die 
gegen den Wahlausgang im Iran auf die 
Straße gehen, bezeichnet Elsässer als 
„Jubelperser von USA und NATO“. Der 
auch von großen Teilen der iranischen 
Linken unterstützte Protest, wird als 
„Party“ von „Discomiezen, Teheraner 
Drogenjunkies“ und den „Strichjungen 
des Finanzkapitals“ verhöhnt. „Gut“, so 
Elsässer, daß Ahmadi-Nejads Leute „ein 
bisschen aufpassen und den einen oder 
anderen in einen Darkroom befördert ha- 
ben“. Zugleich wirbt er für den ersten 
Band seiner neuen Buchreihe „Com- 
pact“, die im Berliner „Kai Homilius 
Verlag“ erscheint. Diese sei „das Gegen- 
gift zur politischen Korrektheit, also zur 
Ideologie der Neuen Weltordnung, die in 
den Massenmedien und auch in der lin- 
ken Presse zum unantastbaren Tabu ge- 
worden“ sei. 

Die von Elsässer ins Leben gerufene 
und mit der extremen Rechten inhaltlich 
kompatible „Volksinitiative“ will am 5. 
Juli ein erstes bundesweites Treffen in 
Fulda durchführen. Einen Tag zuvor soll 
Elsässer auf einer Konferenz des Inter- 
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netportals „Alles Schall Und Rauch“ 
über die Finanzkrise sprechen, berichtet 
das rechte Berliner Wochenblatt „Junge 
Freiheit“. Zu den weiteren Rednern auf 
dieser Tagung soll auch Karl Albrecht 
Schachtschneider gehören. Dieser zählt 
sowohl zur Autorenschaft der „Jungen 
Freiheit“ als auch des „Hintergrund“ und 
war in den 90er Jahren für den rechtsli- 
beralen „Bund Freier Bürger“ aktiv. Zu 
Beginn dieses Jahres trat Schachtschnei- 
der auch bei der extrem rechten „Bürger- 
bewegung pro Köln“ als Referent auf. 
hma WM 


„Pro Heilbronn“ im Rat 


HEILBRONN/HANNOVER. Mit 4,8 % er- 
zielte die „Bürgerbewegung pro Heil- 
bronn“ bei den Kommunalwahlen zwei 
Sitze im Rat der Stadt. Mit Alfred Da- 
genbach und Heiko Auchter ziehen nun 
zwei ehemalige Funktionäre der „Repu- 
blikaner“ in den Stadtrat ein. Dagenbach 
ist auch zugleich stellvertretender Bun- 
desvorsitzender der „Bürgerbewegung 
pro Deutschland“ um den „Pro Köln“- 
Aktivisten Manfred Rouhs. Von einem 
Wahlerfolg noch weit entfernt ist dage- 
gen noch „Pro Hannover“. Eine für den 
20. Juni geplante Veranstaltung gegen 
„Islamisierung und Überfremdung“ der 
Gruppierung im „Raum Hannover“ muß- 
te auf Grund von antifaschistischen Pro- 
testen ausfallen. In einem in dem revan- 
chistischen Wochenblatt „Der Schlesier“ 
abgedruckten Text kritisiert „Pro Hanno- 
ver“-Aktivist Christian Perbandt, auch 
ehemaliger „Republikaner“-Funktionär, 
den niedersächsischen Ministerpräsiden- 
ten Christian Wulff. Der habe die Schle- 
sier bei seinem Auftritt auf dem 
„Deutschland-Treffen“ im Jahr 2007 
„dem linken Zeitgeist gemäß“ „zu beleh- 
ren“ versucht. 

„Wir können es uns nicht erlauben“, 
so Perbandt, „noch länger tröstenden Pa- 
rolen zu folgen, die dem Zwecke dienen, 
den Tod unserer Identität zu fördern“. 

hma 


Rassismus in der Schweiz 


ZÜRICH. Die „Gesellschaft Minderheiten 
in der Schweiz“ und die „Stiftung gegen 
Rassismus und Antisemitismus“ haben 
die Ausgabe 2008 ihrer jährlichen Chro- 
nologie „Rassismus in der Schweiz“ vor- 
gelegt. Darüber hinaus wird ein aktueller 
Überblick über die extreme Rechte in der 
Schweiz vermittelt. Zwar sei die Anzahl 
rassistischer Vorfälle im vergangenen 
Jahr in der Schweiz weiter zurückgegan- 
gen, so die Herausgeber, dafür hätten 
sich Angriffe gegen einzelne Minderhei- 
ten weiter zugespitzt. 


Begrüßt werden die. Empfehlungen 
des UNO-Komitees gegen Rassendiskri- 
minierung wie z.B. das Verbot rassisti- 
scher Organisationen und die vermehrte 
Durchführung von Sensibilisierungsar- 
beit. Die 146seitige Broschüre ist zum 
Preis von 14,50 CHF unter www.gra.ch 
erhältlich. 

hma U 


Staatliche Förderung von 
Naziprojekten stoppen! 


BERLIN. Die Arge Dortmund hat nach ei- 
nem Bericht der Westfälischen Rund- 
schau einem stadtbekannten Rechtsex- 
tremisten jahrelang Fördermittel zur 
Gründung einer Ich-AG gewährt, mit der 
ein Versandhandel für Nazi-Propaganda 
und Waffen eingerichtet wurde. Dazu er- 
klärt Ulla Jelpke, Bundestagsabgeordne- 
te der LINKEN aus Dortmund und in- 
nenpolitische Sprecherin der Bundes- 
tagsfraktion DIE LINKE: 

Sollten sich die Informationen über 
die Förderung dieses Nazi-Projektes be- 
wahrheiten, muss die Arge dringend 
Konsequenzen ziehen. Es kann nicht an- 
gehen, dass ein stadtbekannter Neonazi 
öffentliche Mittel für den Aufbau seines 
Nazi-Versandhandels erhält. 

Ein bloßes Versehen kann seitens der 
Arge nicht vorliegen, denn der Rechtsex- 
tremist Dennis G. wirbt auf seiner Ho- 
mepage ganz offen für die sogenannten 
„Nationalen Sozialisten“. Er lässt über- 
haupt keinen Zweifel daran, dass er auf 
Seiten jener gewaltbereiten Neonazis 
steht, die seit Jahren in Dortmund nicht- 
deutsche und andersdenkende Menschen 
terrorisieren. Auch der Hinweis auf die 
Dortmunder Nazi-Demo Anfang Sep- 
tember fehlt nicht. 

Der Nazi-Versandhandel bietet auch 
Stahlgeschosse und Zwillen an. Es ist 
eine Horrorvorstellung, dass jene Waf- 
fen, mit denen Nazis gegen Demokraten 
vorgehen, quasi vom Rechtsstaat ge- 
sponsert werden. Ich fordere die Arge 
dringend auf, die Umstände zu klären 
und sich nicht mit datenschutzrechtli- 
chen Vorwänden aus der Affäre ziehen zu 
wollen. Sollten Mittel der Arge geflossen 
sein, müssen diese sofort zurückgefor- 
dert und strafrechtliche Konsequenzen 
geprüft werden. Die Polizei muss nun 
überprüfen, ob die von diesem Versand- 
handel vertriebenen Stahlgeschosse vom 
gleichen Typ sind wie jene Stahlkugeln, 
mit denen im vergangenen Jahr zweimal 
die Scheiben meines Wahlkreisbüros be- 
schädigt worden sind. 

Hunderte von Hartz-IV-Empfängern 
müssen in Dortmund jederzeit mit schi- 
kanösen Kontrollen ihrer Lebensumstän- 
de durch das JobCenter rechnen, sie 
müssen akribisch jeden Euro Einkom- 
men abrechnen und ständig um ihre 
Rechte kämpfen. Umso ungeheuerlicher 
wäre es, wenn die Arge ausgerechnet im 
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den die alten Entschädigungsakten aus 
den sechziger Jahren herangezogen, aus 
einer Zeit, in der die Überlebenden Ent- 
schädigungen für die erlittene Verfol- 
gung erstreiten mussten. Die Rententrä- 
ger folgerten daraus, dass in vielen dieser 
Akten von Zwangsarbeit die Rede ist, 
dass eine Rente nun natürlich nicht ge- 
zahlt werden könne — völlig außer acht 
lassend, dass jede Arbeit unter den 
Zwangsbedingungen der Ghettos und 
Konzentrationslager von den Überleben- 
den als Zwangsarbeit aufgefasst wurde. 
Es wurden sogar Anträge mit der Be- 
gründung abgelehnt, in den Entschädi- 
gungsakten seien keine Hinweise auf 
eine „entgeltliche Tätigkeit“ zu finden — 
obwohl es in der Entschädigungsfrage 
um solche Tätigkeiten ja auch gar nicht 
gegangen war ... 

Die Rentenversicherungsträger zogen 
alle Register, um die Ghetto-Renten 
nicht zahlen zu müssen: An dem Ort, an 
dem man sich aufgehalten habe, sei gar 
kein Ghetto gewesen — das wurde auch 
für das Ghetto Theresienstadt behauptet, 
das man kurzerhand zum KZ erklärte. Es 
sei der „allgemeinen Lebenserfahrung“ 
nach nicht glaubhaft, dass auch Kinder 
unter 14 Jahren aus eigenem Willensent- 
schluss eine Arbeit aufnähmen — obwohl 
man ganz genau wusste, dass z.B. im 
Ghetto Lodz schon Sechsjährige „frei- 
willig“ arbeiteten, um dabei zu helfen, 
ihre Familien zu retten. Das Entgelt, das 
man bekommen habe, reiche nicht aus, 
um einen Rentenanspruch zu begründen 


— und das angesichts der Zustände in ei- 
nem Nazi-Ghetto, wo alles, was zählte 
das Überleben war. Und so weiter, und 
so weiter ... 

Der Bundesregierung war der Umgang 
ihrer eigenen Verwaltung mit den Über- 
lebenden so peinlich, dass sie, freilich 
erst nach sanftem politischen Druck aus 
Israel, eine Pauschalzahlung von 
2.000,00 Euro für die abgelehnten An- 
tragsteller beschloss — sofern diese eini- 
germaßen plausibel machen konnten, 
dass sie für ihre Arbeit etwas bekommen 
hatten und nicht mit Gewalt zur Zwangs- 
arbeit gezwungen worden waren. Über 
40.000 Anträge wurden gestellt, etwa 
20.000 bewilligt — „schnell und unbüro- 
kratisch“ sollte auch hier geholfen wer- 
den, doch fast zwei Jahre nach dem Er- 
lass der Richtlinie liegt auch hier die An- 
erkennungsquote bei lediglich 50%. 


Der Rechtsweg 


Immerhin 20.000 von den über 60.000 
abgelehnten Ghettorenten-Antragstellern 
hatten den Mut, die deutsche Sozialge- 
richtsbarkeit anzurufen - eine riesige Be- 
lastung für eine ohnehin reichlich über- 
lastete Justiz. Entsprechend schleppend 
erfolgte die Bearbeitung, die allerdings 
in weiten Teilen die Bescheide der Ren- 
tenversicherungsträger bestätigte. Aller- 
dings wurden auch sehr viele historische 
Gutachten angefordert, und einige Rich- 
ter der zweiten Instanz brachten die 
grundlegenden Fragen vor das Bundes- 
sozialgericht. 


Und nun ist das Wunder tatsächlich 
doch noch geschehen: Am 2. und 3. Juni 
2009, fast sieben Jahre nach der Abstim- 
mung im Bundestag, beschlossenen zwei 
Senate des Bundessozialgerichts, dass 
die „Entgeltfrage“ und die des „freien 
Willensentschluss“ angesichts der Zu- 
stände in den Nazi-Ghettos großzügig 
zugunsten der Überlebenden ausgelegt 
werden müssen. Die Rentenversiche- 
rungsträger heucheln Zufriedenheit über 
diese „Klarstellung“ — dabei hat das 
Bundessozialgericht nichts anderes fest- 
gestellt, als dass zehntausenden hochbe- 
tagter Überlebender jahrelang zu Un- 
recht eine Rente vorenthalten worden ist! 
Nun versprechen die Rentenversiche- 
rungsträger eine „schnelle und unbüro- 
kratische“ Prüfung der abgelehnten An- 
träge. Fest steht: Das offenkundig rechts- 
widrige restriktive Verhalten der Renten- 
versicherungsträger hat viele, die in den 
letzten sieben Jahren verstorben sind, um 
ein klein wenig Anerkennung gebracht — 
und dem Finanzminister einige Millio- 
nen Euro erspart. Wir sehen mit einem 
leichten Grausen dieses „schnell und un- 
bürokratisch“ in den Verlautbarungen der 
Rentenversicherungsträger, denn wir 
fürchten, dass auch das wieder einmal 
das Gegenteil bedeuten wird. Erste 
Schriftsätze der Rentenversicherungsträ- 
ger bestätigen diese Befürchtung. 


Jost Rebentisch 
Bundesverband Information & Beratung 
für NS-Verfolgte e.V. I 


Falle eines stadtbekannten Neonazis bei- 
de Augen zugedrückt hätte. 

Ich werde dieses Thema auch zum Ge- 
genstand einer Anfrage im Bundestag 
machen. Ulla Jelpke, MdB U 


Erneut Naziaufmarsch in 
Hannover angemeldet - 
nicht ohne antifaschisti- 
schen Widerstand 


HANNOVER. Nachdem Adolf Dammann 
(Vorsitzender der NPD Niedersachsen) 
für den 12. September 2009 einen Auf- 
marsch in Hannover angemeldet hat, ruft 
die Antifaschistische Aktion Hannover 
[AAH] zu entschlossenem Widerstand 
gegen Nazis und lokalpatriotische Stim- 
mungsmache auf. 

Der Anmelder gilt als Befürworter der 
„Freien Kameradschaften“, eines beson- 
ders gewaltbereiten Spektrums innerhalb 
der Naziszene. Aus diesen Kreisen ka- 
men die Anmelder des Aufmarsches am 
1. Mai diesen Jahres in Hannover. Nach- 
dem dieser — nicht zuletzt — durch den 
Druck der antifaschistischen Mobilisie- 
rung verboten blieb, wollen Neonazis 
nun kurz vor der Bundestagswahl in 
Hannover marschieren. „Adolf Dam- 


mann gilt, trotz der NPD Zugehörigkeit, 
als Unterstützer der sog. ‚freien Kame- 
radschaften‘. Gerade die Anmeldung als 
Privatmann kann als einladenes Signal 
an dieses Spektrum innerhalb der Nazi- 
szene verstanden werden.‘ kommentiert 
Sonja Brünzels, Pressesprecherin der 
[AAH] dieses Ereignis. Es stehe fest, 
dass „die [AAH] zusammen mit anderen 
antifaschistischen Kräften massiv nach 
Hannover mobilisieren wird, um den Na- 
ziaufmarsch zu verhindern. Die erneute 
Provokation der Neonazis werde nicht 
unbeantwortet bleiben.“ so Brünzels ab- 
schliessend. 

Antifaschistische Aktion Hannover 


NPD-Anzeige gegen 
Antifaschisten gescheitert 


STUTTGART. Während des Wahlkampfs 
hat der stellvertretende NPD-Landesvor- 
sitzende mehrere Personen angezeigt 
wegen Aufruf zu Straftaten, weil sie den 
Aufruf der Antifaschistischen Aktion ge- 
gen die Kandidatur der NPD unterstützt 
haben. Die NPD hat diese Personen aus 
Waiblingen, Böblingen und Stuttgart 
ebenfalls beschuldigt, dass auf Grund 
dieses Aufrufs NPD-Plakate massenhaft 
zerstört oder gestohlen und Infostände 


der NPD angegriffen worden seien. No- 
wak verunglimpfte sas Aktionsbündnis 
als „kriminelle Vereinigung“. 

Die „Leonberger Kreiszeitung“ be- 
richtete, dass die Polizei „den juristi- 
schen Versuch der rechtsextremen NPD, 
Gegner aus dem linken Lager einzu- 
schüchtern, zurückweise, ebenso den 
Vorwurf, dass 1000 NPD-Wahlplakate 
zerstört worden seien“. Die beschuldig- 
ten Antifaschisten selbst wurden von der 
Polizei weder über die Anzeige noch 
über deren Zurückweisung informiert. 

Laut dem Bericht der „Leonberger 
Kreiszeitung“ stellte der Sprecher der 
Polizeidirektion fest, die von der NPD 
geäußerten Vorwürfe böten nicht einmal 
den Anfangsverdacht für Ermittlungen. 
Da die NPD drohte, ihr könne der Ge- 
duldsfaden reißen und die NPD-Trupps 
würden von ihrem Recht auf Selbstver- 
teidigung gegenüber „organisierten 
Schlägertrupps der Autonomen Antifa 
oder Türkengangs“ Gebrauch machen 
und zudem ankündigten, „zufällig aufge- 
griffene, straffällig gewordene Autono- 
me festzunehmen“, wies die Polizei da- 
rauf hin, dass dies unverhältnismäßig sei 
und als Freiheitsberaubung betrachtet 
werden könne. 

Kommunale Berichte Stuttgart 13/09 I 
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„Nationales Wurzelgeflecht” 
mit großen Lücken 


Die Kommunalwahlen in Sachsen und die Bäume, die nicht in den Himmel wachsen 


„Ich soll mich „Demo- 
krat” nennen...?”, fragt 
empört der Jurastudent 
Manuel Tripp. „Mit welchem 
Sinn? Das könnte ich nicht mit 
meinem Gewissen vereinba- 
ren ...” Tripp ist am 7. Juni in 
der Kleinstadt Geithain, süd- 
lich von Leipzig gelegen, in 
den Stadtrat gewählt worden. 


415 Stimmen (5,4 %) hatte er als einzi- 
ger Kandidat der NPD erhalten, mehr als 
die FDP. Tripp gehört der NPD nicht an. 
Er ist der örtliche Führer des „Freien 
Netzes“, einer Struktur militanter Kame- 
radschaften, die mit den Erscheinungs- 
formen der Autonomen Nationalisten ei- 
nen knallharten Hitlerismus verfechten. 
Das Spektrum ihrer Aktionen reicht vom 
Fußballturnier über den „ersten mittel- 
deutschen Reitausflug“ gemeinsam mit 
den JN und Schulungen mit dem 
Schweizer Holocaustleugner Bernhard 
Schaub oder Vortragsveranstaltungen mit 
den österreichischen Neonaziführern 
Jörg Schimanek und Gottfried Küssel bis 
hin zu einer Vielzahl an Demonstratio- 
nen mit jeweils mehreren hundert Teil- 
nehmenden. 

Manuel Tripp ist nicht der einzige Ka- 
der des „Freien Netzes“, der bei den 
sächsischen Kommunalwahlen für die 
NPD ins Rennen gegangen ist. In der 
Nachbarstadt Borna, bis Ende Juni noch 
Sitz des Vereins „Gedächtnisstätte“, zog 
Tony Keil in den Stadtrat ein. Mit ihm 
kandidieren vier weitere Aktivisten aus 
dem Spektrum des „Freien Netzes“ für 
das Kommunalparlament. Zwei von ih- 
nen gaben übrigens das Domizil des Ver- 
eins „Gedächtnisstätte“, einer faktischen 
Nebenorganisation des verbotenen „Col- 
legium Humanum“ als Wohnsitz an. In 
Leipzig war es der dortige Führungs- 
mann des „Freien Netzes“, Istvan Re- 
paczki, der für die NPD ins Rennen ging. 
Er ist Mitglied der JN. Der jetzige Lan- 
desvorsitzende der JN, Tommy Nau- 
mann, ebenfalls erfolglos für den Stadt- 
rat in Leipzig angetreten, gibt an, er sei 
„mehrere Jahre Freier Aktivist in der Na- 
tionalen Bewegung“ gewesen. 

Hauptverantwortlicher für diese in- 
zwischen nahezu symbiotische Verzah- 
nung zwischen der NPD und dem „Frei- 
en Netz“, das von der sächsischen Staats- 
regierung noch immer verharmlosend als 
reine Internetplattform mit Lokalseiten 
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eingestuft wird, dürfte der Delitzscher 
Maik Scheffler sein, der in den Stadtrat 
seiner Heimatstadt gewählt wurde. Er 
gehört inzwischen wieder, wie bereits 
zwischen 1997 und 1999, zugleich der 
NPD an. Nach seinem Wiedereintritt leg- 
te er eine Blitzkarriere hin. Er tritt für die 
NPD nicht nur auf Platz 6 der Landeslis- 
te zur Bundestagswahl an, sondern ist 
zugleich Organisationsleiter der Partei 
für den gesamten ehemaligen Regie- 
rungsbezirk Leipzig. 

Das, was der NPD in anderen Regio- 
nen der Bundesrepublik Sorgen bereitet, 
nämlich die mangelhafte oder fragile Zu- 
sammenarbeit mit den so genannten 
Freien Kräften, stellt also in weiten Tei- 
len Sachsens kein Problem dar. 

Damit ist zugleich die notwendige 
Manpower gewährleistet um die massen- 
hafte, flächendeckende Plakatierung ab- 
zusichern. Die Finanzkrise der Bundes- 
partei kann auf diese Weise zumindest 
abgefedert werden. Kein gutes Zeichen 
für die Landtagswahl Ende August, für 
die ohnehin die notwendigen Geldmittel 
durch den Landesverband angespart sein 
dürften. 

Die aktuelle Meinungsumfrage für 
Sachsen vom 25. Juni sieht die NPD sta- 
bil bei fünf Prozent. Erfahrungsgemäß 
liegen die tatsächlichen Werte in der Re- 
gel über den von den Demoskopen ermit- 
telten. Für die NPD wäre diese Resultat 
eine Premiere: erstmals in ihrer Ge- 
schichte würde ihr der Wiedereinzug in 
einen Landtag gelingen. 

Kein gutes Zeichen auch, dass die 
NPD das gewünschte Bild des Erfolges 
auf kommunaler Ebene nach den Stadt- 
und Gemeinderatswahlen öffentlich ver- 


mitteln kann, auch wenn Holger Apfel, 
Fraktionsvorsitzender der NPD im Säch- 
sischen Landtag, in einem Anflug von 
Realismus einräumt, dass die Bäume 
nicht in den Himmel wachsen. Tatsäch- 
lich wird die NPD die Resultate mit ei- 
nem lachenden und einem weinenden 
Auge gesehen haben. 

Betrachten wir den Landkreis Leipzig 
als Beispiel. Hier ist die NPD in 18 von 
41 Kommunen des Kreises mit mehr als 
50 Kandidaten angetreten. 

Vier Stadtratsmandate hatte sie 2004 
errungen. Nach der Wahl vom 7. Juni 
sind es 13 in zwölf Städten und Gemein- 
den. In Parthenstein entschied das Los. 
Der ehemalige DSU-Funktionär Peter 
Köppe, der als Parteiloser für die NPD 
angetreten war, gewann den Münzwurf 
gegen den Kandidaten der SPD, die nun 
nicht mehr im Gemeinderat vertreten ist. 
In einigen Kommunen, z.B. Brandis und 
Machern, traten mehr Personen für die 
NPD an als für einige demokratische 
Konkurrenten. Die Spitzenleute schaff- 
ten jeweils den Sprung in die Räte. 

Und trotzdem bietet sich für die Neo- 
nazis kein ungetrübtes Bild der Freude. 
Ihre Kreisräte Sven Tautermann (Ner- 
chau) und Gerd Fritzsche (Borsdorf) 
scheiterten mit den Kandidaturen in ih- 
ren Heimatorten. 

Fritzsche hatte zur Bürgermeisterwahl 
Anfang 2006 noch fast zehn Prozent der 
abgegebenen Stimmen bekommen. Zur 
Kreistagswahl im vergangenen Jahr war 
er in weiser Voraussicht in einem Wahl- 
kreis angetreten, der ihm aussichtsrei- 
cher zu sein schien als der zu seinem 
Heimatort gehörende. 


In Borsdorf selbst machte Fritzsche, 
der auch auf der Landesliste für die NPD 
zum Landtag kandidiert, lediglich durch 
Fragekanonaden im Gemeinderat und 
durch Angriffe auf den CDU-Bürger- 
meister, die oft deutlich unter der Gürtel- 
linie liegen, von sich reden. Das deutsche 
Herrenmenschentum des Burschenschaf- 
ters zahlte sich letztlich nicht aus. 

In ihrer Hochburg Wurzen verlor die 
NPD eines ihrer bisherigen drei Manda- 
te. In der Kleinstadt Colditz, wo es in den 
vergangenen Jahren wiederholt zu ge- 
walttätigen Angriffen der Neonazis 
durch bis zu 100 Personen gekommen 
war, wurde der Einzug in den Stadtrat 
deutlich verfehlt. In beiden Fällen ist 
eine Veränderung des kommunalen Agie- 
rens als mitursächlich auszumachen. In 
Wurzen wurde im vergangenen Jahr der 
bisherige CDU-Oberbürgermeister abge- 
wählt, der Ignorieren und Ableugnen des 
Problems als Strategie gewählt hatte. 
Sein Nachfolger Jörg Röglin (parteilos) 
hat den Kampf gegen rechts zur Chefsa- 
che erklärt. Ein langsamer Klimawandel 
in der Stadt lässt sich als positives Signal 
ausmachen. In Colditz ist ein allmähli- 
ches Umdenken des früher untätigen 
Bürgermeisters Manfred Heinze (FDP) 
festzustellen, der nicht mehr tatenlos zu- 
sehen will, dass die Innenstadt von Col- 
ditz spätestens nach Einbruch der Dun- 
kelheit eine „national befreite Zone“ zu 
sein scheint. 

Zudem hat sich mit dem Verein ‚„Frei- 
räume Muldental“ ein lokaler zivilgesell- 
schaftlicher Akteur herausgebildet, der 
Konzerte und Veranstaltungen durch- 
führt. Beides hat dazu beigetragen, dass 
der Einfluss der Neonazis keine zählba- 
ren Auswirkungen für den Stadtrat hatte. 

Über 74 Stadt- und Gemeinderäte ver- 
fügt die NPD in Sachsen nunmehr. Das 
letzte Mandat feierte sie am 20. Juni. In 
Riesa hatte die von ihr beantragte Neu- 
auszählung von Stimmen ergeben, dass 
sie doch nicht eines ihrer bisherigen zwei 
Mandate verloren hatte. Neben dem bis- 
herigen Stadtrat Jörg Reißner wird jetzt 
auch der Landtagsabgeordnete Jürgen 
Gansel dort sitzen. Prompt schwadro- 
nierte die NPD anschließend von groß 
angelegter Wahlfälschung zu ihren Las- 
ten. Es dürfte sich um kaum mehr als um 
das berühmte Pfeifen im Walde handeln 
um sich selbst Mut zu machen. 

Denn 74 Mandate ist deutlich weniger 
als sich die NPD als Ziel gesteckt hatte. 
Sie war in über 100 Kommunen, damit in 
jeder fünften Sachsens, mit insgesamt 
mehr als 300 Kandidierenden angetreten 
und wollte über 100 Mandate erreichen. 
So schlimm ist es nicht gekommen. 
Kommunalwahlen sind vor allem Perso- 
nenwahlen. 

Je kleiner der Ort ist, desto schwerer 
wird es für unbekannte Bewerber ein 
Mandat zu erzielen. Wenn trotzdem fast 
durch die Bank Ergebnisse von mehr als 


drei Prozent errungen werden konnten, 
stimmt dies bezüglich der Landtagswahl 
bedenklich. In kleineren Orten reichten 
häufig nicht einmal mehr als fünf Pro- 
zent für die NPD zu einem Sitz im Ge- 
meinderat. 

Zudem bleibt festzustellen, dass es in- 
zwischen keinen Kreis und keine kreis- 
freie Stadt im Freistaat ohne NPD-Prä- 
senz mehr gibt. Besonders bleibt festzu- 
halten, dass die Partei nunmehr in den 
Räten der meisten aktuellen und ehema- 
ligen Kreisstädte vertreten ist. Gerade in 
den größeren Orten zeigt sich, dass die 
NPD über eine relativ feste Stammwäh- 
lerschaft verfügt, die sich von Führungs- 
streitigkeiten, Skandalen und Finanz- 
mangel keineswegs beeindrucken lässt. 
Kein Grund zum Jubeln also, auch wenn 
es noch schlimmer hätte kommen kön- 
nen. 

Inzwischen, auch das zeigen die Kom- 
munalwahlen, hat die NPD innerhalb der 
extremen Rechten in Sachsen nahezu 
eine Monopolstellung errungen. 

Ein einziges kommunales Mandat ha- 
ben sie jetzt noch in Sachsen. In Leipzig 
traten einige ihrer Funktionäre auf den 
Listen der DSU an. Doch auch die DSU 
verfehlte den Wiedereinzug in den Stadt- 
rat der Messestadt ebenso wie in den der 
Landeshauptstadt Dresden. Die einst- 
mals im Freistaat starke DSU hat jetzt im 
gesamten Bundesland noch ganze 22 
Stadt- und Gemeinderäte. Ein deutlicher 
Rückgang gegenüber den Kommunal- 
wahlen des Jahres 2004. Eine Besonder- 
heit stellt die dritte Großstadt, Chemnitz, 
dar. Hier waren 2004 die REPublikaner 
mit über zehn Prozent in den Stadtrat 


eingezogen. Nach dem Parteiaustritt ih- 
res Bundesvorstandsmitglieds Martin 
Kohlmann verstand sich die Fraktion als 
Vertretung der DSU. In diesem Jahr trat 
sie, gemeinsam mit ehemaligen CDU- 
Leuten, unter dem Label Pro Chem- 
nitz.DSU an. Schützenhilfe gab es von 
der Pro Köln-Spitzenfrau Judith Wolter, 
die bei einer Wahlkampfveranstaltung 
sprach. Es nützte wenig. Statt bisher fünf 
Stadträte verfügt die Formation jetzt nur 
noch über drei. Die Sächsische Volkspar- 
tei des früheren NPD-Landtagsabgeord- 
neten Mirko Schmidt scheiterte kläglich 
bei ihrem Antritt in seiner Heimatstadt 
Meißen. Die neue Partei „Ab jetzt Pro- 
test“ des ehemaligen NPD-Abgeordne- 
ten Klaus Baier schaffte in Annaberg- 
Buchholz noch nicht einmal den Antritt 
zur Stadtratswahl. 

Bleibt der Sonderfall des Bundestags- 
abgeordneten Henry Nitzsche zu erwäh- 
nen. Dessen Bündnis „Arbeit, Familie, 
Vaterland‘ war in seinem Kreis Bautzen 
mit 40 Kandidaten in ausgewählten Or- 
ten angetreten. Das Spitzenergebnis gab 
es in Nitzsches Heimatort Oßning mit 
über 28 %. 

Inzwischen hat die NPD ihren Ver- 
zicht auf eine Direktkandidatur im Wahl- 
kreis Hoyerswerda erklärt, um die Chan- 
cen von Nitzsche nicht zu schmälern, der 
dort als Einzelbewerber für den Landtag 
antritt. 

Tatsächlich lässt sich im Kreistag 
Bautzen immer wieder eine Deckungs- 
gleichheit der Positionen der NPD und 
des ehemaligen CDU-Politikers feststel- 
len. 

Kerstin Köditz 
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Erfolgreiche Kampagne des Bündnisses Mannheim gegen Rechts 


Rechtsextreme Gruppen bei 
Gemeinderatswahl gescheitert! 


MANNHEIM. VertreterInnen 
rechtsextremer Parteien werden 
im neu gewählten Mannheimer 
Gemeinderat erneut nicht vertreten sein. 
Die Deutsche Liste Mannheim (DLM) 
erhielt auf Stadtebene mit ca. 40.000 
Stimmen im Durchschnitt 1,1%; die 
Mannheimer REPs lagen mit ca. 30.000 
Stimmen und 0,8% noch dahinter. Auch 
bei einer gemeinsamen Kandidatur hät- 
ten somit die Stimmergebnisse höchst- 
wahrscheinlich nicht für ein Mandat aus- 
gereicht. Beide rechtsextreme Gruppie- 
rungen hatten jeweils keine vollständi- 
gen Wahllisten mit 48 KandidatInnen zu- 
sammen gebracht. Die DLM trat mit 16 
BewerberInnen an, die REPs lediglich 
mit 8. Damit konnten die REPs die mög- 
lichen Stimmenanteile überhaupt nicht 
ausschöpfen. Bei der DLM wäre die vol- 
le Stimmenausschöpfung nur möglich 
gewesen, wenn alle KandidatInnen durch 
Kumulieren 3 Stimmen erhalten hätten. 


Deutsche Liste Mannheim erhält 
lediglich 1,1 % 


Überproportional konnte die DLM in 
den Stadtteilen Schönau (2,6 %), Vogels- 
tang (2,3 %), Käfertal (2,0 %), Sandho- 
fen (1,9 %), Waldhof (1,8 %), Neckar- 
stadt Ost/Wohlgelegen (1,8 %) und Rhei- 
nau (1,5 %) Stimmen gewinnen; der ab- 
solute Ausreißer mit knapp 6 % ist für 
die DLM Luzenberg. 


REPs bekommen 0,8 % der Stimmen 


Bei den REPs waren es die Stadtteile 
Schönau (2,0 %), Sandhofen (1,5 %), 
Rheinau (1,4 %), Waldhof (1,2 %) und 
Neckarstadt-West (1,1 %), in denen sie 


überdurchschnittliche Stimmwerte erzie- 
len konnten; es waren damit ähnliche 
Stadtteile, in denen auch die DLM über- 
proportional Stimmen erhielt. 


NPD trat in Mannheim nicht an 


Der Wahlkampf von DLM und REPSs be- 
stand im Aufhängen von Plakaten in den 
Stadtteilen sowie bei der DLM in einer 
kleinen Wahlanzeige im „Mannheimer 
Morgen“ am Vortag der Gemeinderats- 
wahl. Weder führten sie Wahlkampfstän- 
de durch noch sind uns Wahlveranstal- 
tungen dieser Gruppierungen bekannt. 
Dies lässt Rückschlüsse auf die wohl de- 
solaten bis nicht vorhandenen Partei- 
strukturen der DLM wie auch der REPs 
in Mannheim zu. Die NPD konzentrierte 
offensichtlich ihre Kräfte auf Wahl- 
kampfeinsätze und Kandidaturen in 
Rheinland-Pfalz. 


Erfolgreiche FODRSARE unseres 
Bündnisses Mannheim gegen Rechts 


Unsere Kampagne während des Gemein- 
deratswahlkampfes hat damit ihr Ziel er- 
reicht. Im Vorfeld der Gemeinderatswahl 
konnte das Bündnis Mannheim gegen 
Rechts einen breit unterstützten Aufruf 
gegen die Kandidatur rechtsextremer 
Gruppen erarbeiten. Dies war sicherlich 
kein unerheblicher Beitrag, um eine hö- 
here Aufmerksamkeit auf dieses Thema 
zu lenken. Allen Beteiligten möchten wir 
an dieser Stelle unseren Dank für die bis- 
herige Zusammenarbeit und Unterstüt- 
zung ausdrücken. Die gesammelten Er- 
fahrungen werden uns auch im Vorfeld 
der Bundestagswahlen von Nutzen sein. 


REPs in Ludwigshafen fahren auf der 
Straße eine schwere Niederlage ein 


Dennoch werden sie bei Verlusten von 
2,4% mit 6,3% und damit 4 Mandaten 
wieder in den neuen Gemeinderat in 
Ludwigshafen gewählt. 

Für Samstag, den 6. Juni, hatten die 
REPs über Wochen zu einer Kundgebung 
und Demonstration in die Ludwigshafe- 
ner Innenstadt aufgerufen. Von den 
Mannheimer REPs wurde dies unter- 
stützt. Die REPs faselten selbst von in- 
ternationaler Beteiligung, die mit Bussen 
anreisen wollten. Stattgefunden hat letzt- 
lich nichts davon! 

Nachdem in Ludwigshafen Bündnis 
gegen Rechts, alle Gemeinderatsparteien 
sowie antifaschistische Initiativen aus 
der gesamten Region öffentlich Wider- 
stand gegen den geplanten REP-Auftritt 
ankündigten, zogen sich die REPs zwei 
Tage vor dem geplanten Auftritt aus der 
Innenstadt zurück. Sie riefen lediglich 
noch zu einer Kundgebung vor dem 
Ebertpark nördlich der Innenstadt auf. 
Am Samstag selbst wurde schließlich 
kurzfristig auch diese Kundgebung wie- 
der abgesagt. Wir meinen, dass den 
REPs im Gemeinderat die Rechnung 
z.B. für den Polizeieinsatz im Vorfeld 
u.ä. aufgemacht werden sollte. 

Wir AntifaschistInnen können den 
verhinderten REP-Auftritt in der Öffent- 
lichkeit zumindest als einen Teilerfolg 
ansehen. An ihn gilt es künftig weiter an- 
zuknüpfen. 

Für das Bündnis Mannheim gegen 
Rechts, Heiner Ritter und 
Alexander Müller 
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Amazon schließt NPD von 
Partnerprogramm aus 


Der Online-Versandhändler Amazon 
zieht einem Bericht des Berliner Tages- 
spiegel zufolge Konsequenzen aus dem 
öffentlichen Protest gegen die Teilnahme 
einer NPD-Website am sogenannten 
Partnerprogramm des Versandhauses. 
„Wir schließen die Website von der wei- 
teren Teilnahme am Amazon.de-Partner- 
programm aus und haben den Websitebe- 
treiber über unsere Entscheidung infor- 
miert“, zitiert die Zeitung eine Spreche- 
rin des Unternehmens. Als Begründung 
gibt Amazon an, dass die fragliche NPD- 
Website „Nationales Netztagebuch“ 
nicht den Teilnahmebedingungen des 
Programms entspreche. Diese würden 
rassistische Inhalte ausschließen. Laut 


6 :antifaschistische nachrichten 13-2009 


Tagesspiegel soll der Brandenburger Ver- 
fassungsschutz dieses Argument bereits 
im Mai bei Amazon vorgetragen haben, 
damals „jedoch ohne Erfolg“. 

Als Folge der Enthüllungen des Bran- 
denburger Verfassungsschutzes, die unter 
dem Titel „Chronisch klamme Rechtsex- 
tremisten — NPD ist Amazon-Partner und 
verdient damit Geld“ veröffentlicht wur- 
den, hatten Vertreter mehrerer Parteien 
Kritik an den „Geschäftsbeziehungen“ 
geübt. So erklärte etwa Bundestagsvize- 
präsidentin Petra Pau (Die Linken), sie 
wolle alle Demokraten aufrufen, nicht 
mehr bei Amazon zu kaufen, sollte das 
Unternehmen die Geschäftsbeziehung 
zur NPD nicht aufgeben. Auch der Vor- 
sitzende der Berliner FDP, Markus Lö- 
ning, erklärte, er wolle bei Amazon 
nichts mehr kaufen, solange das Unter- 


nehmen die Partnerschaft mit der NPD 
nicht aufkündige. Walter Momper, Präsi- 
dent des Berliner Abgeordnetenhauses, 
sagte, es sei „unmöglich“, dass sich der 
Online-Einzelhändler mit Rechtsextre- 
misten einlasse. 

Amazon-Sprecherin Christine Höger 
hatte heise online vergangene Woche auf 
Anfrage mitgeteilt, ihr Unternehmen 
überprüfe derzeit, ob die Inhalte der 
NPD-Website den Teilnahmedingungen 
des Partnerprogramms entsprechen. An 
dem Programm dürften unter anderem 
keine Websites mit Gewaltdarstellungen, 
diskriminierenden Inhalten oder illega- 
len Aktivitäten teilnehmen. Nach Ab- 
schluss der Prüfung würden „angemesse- 
ne Maßnahmen“ ergriffen. 

Das ist jetzt offenischtlich geschehen. 

bee, Quelle: c't 


Verfassungsbeschwerde gegen 
Verurteilung wegen Verwendens von 
Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen erfolglos 


KARLSRUHE. Der Beschwerdeführer ist Mitglied der Natio- 
naldemokratischen Partei Deutschlands (NPD). Vor einer 
Parteiversammlung der NPD baute er am Veranstaltungsort 
Verstärkeranlagen auf. Dabei trug er ein T-Shirt, welches 
vorne wie folgt bedruckt war: 

„Sohn Frankens, 

die Jugend stolz/ 

die Fahnen hoch“. 

Die erste Zeile war im Schrifttyp Arial, die beiden anderen 
Zeilen in Frakturschrift gedruckt. Wegen dieses Sachverhalts 
verhängte das Amtsgericht Forchheim wegen des Verwen- 
dens von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen 
eine Geldstrafe. Das Gericht begründete die Verurteilung 
nach $ 86a StGB mit der Ähnlichkeit des Schriftzugs zum 
Horst-Wessel-Lied, das ein gängiges nationalsozialistisches 
Kennzeichen darstelle. Die gegen diese Entscheidung einge- 
legten Rechtsmittel waren erfolglos. 

Die 2. Kammer des Zweiten Senats nahm die auf eine Ver- 
letzung des Bestimmtheitsgrundsatzes gestützte Verfas- 
sungsbeschwerde nicht zur Entscheidung an. Art. 103 Abs. 2 
GG verpflichtet zwar den Gesetzgeber, die Voraussetzungen 
der Strafbarkeit so konkret zu umschreiben, dass Tragweite 
und Anwendungsbereich der Straftatbestände zu erkennen 
sind und sich durch Auslegung ermitteln lassen. Gegen die- 
sen Grundsatz haben die Gerichte bei der Auslegung und An- 
wendung des $ 86a StGB jedoch nicht verstoßen. 

Die Wortkombination „die Fahnen hoch“ - bis auf die Ver- 
wendung des Plurals - entspricht dem Titel und dem Textbe- 
ginn des Horst-Wessel-Liedes. Die Feststellung der Gerichte 


im Ausgangsverfahren, dass es sich dabei um ein Kennzei- 
chen einer ehemaligen nationalsozialistischen Organisation 
handelt, ist verfassungsrechtlich unbedenklich. Durch die 
Verwendung des Plurals besteht eine entsprechende Ähn- 
lichkeit mit Titel und Text des Horst-Wessel-Liedes. Diese 
Auslegung übersteigt nicht den am Schutzzweck der Norm 
orientierten Wortsinn von $ 86a Abs. 2 Satz 2 StGB, der in 
der Abwehr der symbolhaft durch die Verwendung eines 
Kennzeichens ausgedrückten Wiederbelebung bestimmter 
Organisationen sowie der symbolhaft gekennzeichneten 
Wiederbelebung der von solchen Organisationen verfolgten 
Bestrebungen liegt. Es soll bereits jeder Anschein vermieden 
werden, in der Bundesrepublik Deutschland gebe es eine 
rechtsstaatswidrige politische Entwicklung in dem Sinne, 
dass verfassungsfeindliche Bestrebungen in der durch das 
Kennzeichen symbolisierten Richtung geduldet würden. 

Der Umstand, dass lediglich der Titel und der Anfangstext 
des Horst-Wessel-Liedes abgedruckt wurden, steht aus ver- 
fassungsrechtlicher Sicht im konkreten Fall einer Verurtei- 
lung nicht entgegen. Die Norm des $ 86a StGB bezweckt die 
Vermeidung der Wiederbelebung nationalsozialistischer 
Tendenzen infolge des Gebrauchs entsprechend assoziie- 
rungsgeeigneter Symbole. Diese Gefahr besteht aber auch 
dann, wenn der Titel sowie derart markante Textteile der par- 
teiamtlichen Hymne der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei (NSDAP) wiedergegeben werden. Titel und 
Textteil haben Wiedererkennungs- und Identifikationsfunkti- 
on. Ein um die Existenz und die Hintergründe des Horst- 
Wessel-Liedes wissender Beobachter wird auch die kurze 
Textpassage in einen Gesamtkontext einordnen können, so 
dass — nach einer Gesamtbetrachtung - die Gefahr der Wie- 
derbelebung nationalsozialistischer Bestrebungen besteht. 

Bundesverfassungsgericht - Pressestelle - 
Pressemitteilung Nr. 70/2009 vom 25. Juni 2009 
Beschluss vom 18. Mai 2009 — 2 BvR 2202/08 I 


Bunt statt Braun - Gemein- 
sam gegen Naziaufmarsch! 


BAD NENNDORF. Am 1. August 2009 
wollen in Bad Nenndorf erneut Neonazis 
der „Freien Kameradschaften“ und der 
NPD vor dem Wincklerbad aufmarschie- 
ren. Seit dem Sommer 2006 wiederholt 
sich Jahr für Jahr dieses groteske Schau- 
spiel: Bad Nenndorf wird zur Wallfahrts- 
stätte für rechtsradikale Aufmärsche. 
Mindestens bis zum Jahr 
2010 wollen die Nazis 
derartige Veranstaltun- 
gen durchführen — bis 
dahin haben sie diese so- 
genannten Trauermär- 
sche bereits bei der Ver- { 
sammlungsbehörde, dem MM 
Landkreis Schaumburg, 
angemeldet. Inhaltlich 
geht es den Nazis einmal 
mehr um eine Relativie- 
rung der Verbrechen des 
„Dritten Reiches“. Die von der britischen 
Besatzungsmacht selbst aufgedeckten 
und beendeten Misshandlungen der Ge- 
fangenen im Wincklerbad werden zur 
nachträglichen Rechtfertigung des Krie- 
ges benutzt. Hiermit soll der Eindruck 
erweckt werden, als seien die eigentli- 


chen Gräueltaten des Zweiten Weltkrie- 
ges von den Alliierten begangen worden. 
Dabei werden in Deutschland tagtäglich 
Menschen Opfer rechter Gewalt, so erst 
wieder am 14. Februar 2009, als ein Bus 
mit gewerkschaftlichen Gegendemons- 
tranten eines Naziaufmarsches in Dres- 
den brutal überfallen wurde. Für die Zu- 
nahme rechtsextremistischer Straftaten 
sind die „Freien Kameradschaften“ und 
die NPD verantwortlich. 

Im vergangenen 
Jahr stieg die Teilneh- 
merzahl des Nazi- 
Aufmarsches in Bad 
Nenndorf erstmals auf 
über 400. Ohne eine 
breite gesellschaftli- 
che Gegenwehr wer- 
den die Nazis in den 
kommenden Jahren 
das Wincklerbad wei- 
ter zu einer Heldenge- 
denkstätte für Kriegs- 
verbrecher ausbauen. Dem muss durch 
ein gesellschaftliches Bündnis aller de- 
mokratischen Parteien, der Kirchen, Ge- 
werkschaften, Vereine und Initiativen 
entgegen gewirkt werden. 

Wir nehmen die Nazi-Provokation 
nicht tatenlos hin! Wir fordern: Verbot 


der Nazi-Aufmärsche am Wincklerbad 
und anderswo! Wir stehen für eine welt- 
offene, demokratische und solidarische 
Gesellschaft. Wir zeigen Zivilcourage, 
wir bekämpfen alle Spielarten des 
Rechtsradikalismus, Rassismus und 
Antisemitismus. Wir rufen alle Men- 
schen auf, gemeinsam mit uns friedlich 
gegen den Naziaufmarsch zu protestie- 
ren und zu demonstrieren. 

DGB Region Niedersachsen-Mitte I 


Pro Hannover kriegt keine 
Räume 


HANNOVER. Die rechtsgerichtete Grup- 
pierung „Pro Hannover“ wollte eine Ver- 
anstaltung zum Thema „Kampf gegen Is- 
lamisierung und Überfremdung“ am 
20.06.2009 in Hannover durchführen. 
Als Referentin war Judith Wolter, die ge- 
schäftsführende stellvertretende Vorsit- 
zende der „Bürgerbewegung pro Köln 
e.V.“ und Vorsitzende der Fraktion „pro 
Köln“ eingeladen. Nach dem der Wirt 
des angemieteten Lokals informiert wur- 
de, wer die Veranstaltung durchführen 
wollte wurde der Veranstaltungsraum 
vom Wirt gekündigt. Daraufhin sagte 
„Pro Hannover“ die Veranstaltung ab. 
bee Mi 
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Europawahl in Österreich: 


SP-Debakel und genereller Rechtsruck 


* Die Sozialdemokratie hat mit mi- 
nus 9,5 Prozent ein wahres Deba- 
kel eingefahren. Die Niederlage 
hat historische Dimension: es handelt 
sich um das schlechteste Ergebnis der 2. 
Republik — also der Zeit nach 1945. 
Obenauf sind mit 30 Prozent die Schwar- 
zen, der Populismus eines — von der 
Kronenzeitung mächtig geför- 
deten — Hans-Peter Martin und 
die FPÖ, die sich verdoppeln 
konnte (in Wien und Nieder- 
österreich sogar verdreifa- 
chen). 

Dieser generelle Rechts- 
ruck, der auch in etlichen an- 
deren europäischen Laendern 
erfolgte (in Ungarn und Groß- 
britannien zogen mit Jobbik 
und British National Party so- 
gar offene Faschisten ins Eu- 
roparlament ein) sollte der 
Linken zu denken geben. Of- 
fensichtlich ist, daß die Sozial- 
demokratie angesichts der glo- 
balen Krise des Kapitalismus 
orientierungslos dasteht. Wie 
schon bei Wahlen davor (Salz- 
burg, Kärnten, Arbeiterkam- 
merwahlen,...) laufen der SPÖ 
die WählerInnen in Scharen 
davon: teils indem sie zu Hau- 
se bleiben, teils indem sie zu 
anderen Parteien überlaufen. 

Dabei spiegelt die allgemei- 
ne Katastrophe für die SP die 
spezifischen Einbrüche nur un- 
zulänglich wieder: gerade in 
den „ArbeiterInnenhochbur- 
gen“ gab es die schlimmsten 
Rückschläge: in Wiener Bezir- 
ken wie Favoriten, Brigittenau 
oder Floridsdsdorf gingen über 
15 Prozent verloren. In Wien- Simme- 
ring, wo es traditionellerweise absolute 
Mehrheiten gibt, sackte die SP um 19 
Prozent ab und liegt mit 33 Pozent nur 
mehr um 8 Prozent vor der FPÖ (25 %). 
In der Industrieregion der Obersteier- 
mark hagelte es ähnliche Niederlagen. In 
Leoben, der zweitgrößten Stadt der Stei- 
ermark gingen ebenfalls 19 Prozent ver- 
loren (wie in Kapfenberg) In den Indus- 
triestandorten Niederösterreichs setzte es 
ein Minus von 17 Prozent in Ternitz und 
16 Pozent in Wiener Neustadt. In Len- 
zing (Oberösterreich), Sitz einer großen 
Papierfabrik, gingen sogar 22 Prozent 
verloren! Die Negativliste ließe sich be- 
liebig fortsetzen. 

Gerade in den erwähnten Bezirken 
und Städten gingen viele ehemalige SP- 
Stimmen direkt zu den Hetzern und Ras- 
sisten der FPÖ. Die FPÖ gab sich dema- 
gogisch als „soziale Heimatpartei“ 
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(„Österreich zuerst“) gepaart mit 
Fremdenfeindlickeit und Rassismus ( „, 
Gegen EU-Asyl-Wahnsinn“) . Gleichzei- 
tig wurden Islamophobie und Antisemi- 
tismus bedient: „Veto gegen Türkei & Is- 
rael in EU“. Der Wahltag wurde zum 
„lag der Abrechnung“ stilisiert. 


Die Grünen , die abermals Einbußen 
zu verzeichnen hatten und bei 10 Prozent 
landeten, sind meilenweit davon entfernt, 
gesellschaftspolitische Alternativen an- 
zubieten — gerade in Europafragen, wo 
sie sich für den neoliberalen und milita- 
ristischen Reformvertrag ausgesprochen 
haben. 

In so einer Situation nimmt es nicht 
wunder, dass Populismus und extreme 
Rechte gleichsam in ein politisches Va- 
kuum vorstoßen können. Die Liste von 
Hans-Peter Martin, die auf 18 Prozent 
kam, lässt sich vielleicht am ehesten als 
ein „Populismus der Mitte“ charakteri- 
sieren: zum Teil werden reale soziale und 
politische Probleme aufgegriffen, die 
Kritik daran wird jedoch vor allem in ein 
gebetsmühlenartiges Wettern gegen die 
„Brüsseler Bürokratie“ umgebogen. Und 
natürlich ist nicht sozialer oder politi- 
scher Widerstand angesagt. Die Bot- 


schaft ist vielmehr: vertraut dem „Rebel- 
len“ Hans Peter Martin, dem „Einzigen, 
den die Mächtigen fürchten“ - er wird es 
als „Hecht im Karpfenteich“ schon rich- 
ten ... 

Die FPÖ, die 14 Prozent der Stimmen 
erhielt, hätte wahrscheinlich noch mehr 
abgeräümt, hätte sie in der Schlussphase 
des Wahlkampfs nicht den 
Bogen überspannt. Ihr 
„Führer“ Heinz-Christian 
Strache trat bei Wahlveran- 
staltungen mit dem Kruzi- 
fix (sic !) auf , um sich ge- 
genüber der angeblich dro- 
henden „moslemischen Ge- 
fahr“ als „Retter des 
Abendlands“ zu präsentie- 
ren — historisch und ideolo- 
giegeschichtlich eine echte 
Chuzpe, wenn man die an- 
tiklerikare Tradition der — 
deutschnationalen - FPÖ 
reflektiert. Schließlich be- 
zeichnete Strache den Prä- 
sidenten der israelitischen 
Kultusgemeinde Ariel Mu- 
zikant als „geistigen Zieh- 
vater des Linksterroris- 
mus“, was begreiflicher- 
weise einen allgemeinen 
Sturm der Entrüstung aus- 
löste. Angesichts solcher 
Eskapaden machten etliche 
„Unzufriedene‘“ lieber bei 
dem „gemäßigten“ Populis- 
ten Martin das Wahlkreuz- 
chen. 

Schließlich kam das 
BZÖ - die Nachfahren Jörg 
Haiders — auf 4,6 Prozent, 
womit die extreme Rechte 
insgesamt rund 19 Prozent 
erhielt. 

Die kleine österreichische Linke muss 
sich doppelt bei der eigenen Nase neh- 
men: 

@ erstens, dass sie die — wichtigen — Eu- 
ropawahlen weitgehend verschlafen hat 
@ zweitens ‚dass es ihr nicht gelang, ge- 
meinsam eine linke Alternative zu prä- 
sentieren (der Alleingang der KPÖ 
schaffte gerade 0,7 Prozent). 

Es bleibt nur zu hoffen, dass dieser ge- 
nerelle Rechtsruck zu einem Umdenken 
führt: und endlich ernsthaft und solida- 
risch an den Aufbau einer politischen 
Kraft links von der Sozialdemokratie he- 
rangegangen wird. Dieser Aufbau ist 
umso notwendiger, als es nicht das ge- 
ringste Anzeichen für ein Umdenken der 
sozialdemokratischen Führung gibt. Im 
Gegenteil: auf ihrer Präsidiumssitzung 
wurde der bisherige Schlingerkurs bestä- 
tigt und dem kritischen Landeshaupt- 
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Der FN droht das Rathaus der 
früheren Arbeiterstadt zu über- 
nehmen: Seine Liste erhielt 39,3 
% im ersten Wahlgang und ging klar in 
Führung. Das mehrjährige Beackern 
des örtlichen Terrains durch Marine Le 
Pen hat sich für die extreme Rechte be- 
zahlt gemacht. Ebenso wie die Korrup- 
tionsskandale der „sozialistischen” 
Vorgängerregierungen im Rathaus 


Ganz Gallien ist von den demokratischen 
Parteien besetzt. Alle Rathäuser sind in ih- 
rer Hand; und bei den jüngsten Europa- 
parlamentswahlen schnitt die extreme 
Rechte im Lande eher schlecht als recht 
ab. Aber: ganz Gallien? Nein, nicht doch. 
In einer kleinen Stadt in Nordfrankreich 
lebt eine Handvoll unbelehrbarer, pardon: 
unbeugsamer Gallier, die — unterstürzt 
durch eine größere Anzahl „normaler“ 
Einwohner im Zorn — den „antinationalen 
Systemparteien“ die Stirn bieten. Dort 
wird konsequent rechtsradikal votiert, und 
wenn es aus ihrer Sicht gut läuft, dann 
wird ab dem nächsten Sonntag (5. Juli) 
die örtliche Rathausführung dem Front 
National anvertraut werden. Vorne mit da- 
bei: Marine Le Pen, die 41-jährige Toch- 
ter des Gründers und seit Schaffung der 
Partei im Oktober 1972 amtierenden 
Chefs des FN, die in Henin-B&aumont auf 
dem zweiten Listenplatz hinter dem lang- 
jährigen lokalen Bürgermeisterkandidaten 
Steeve Briois antritt. 

Ungefähr so, den ironischen Part natür- 
lich abgezogen, stellt sich die Situation in 
der nordostfranzösischen früheren Arbei- 
terstadt Henin-Beaumont dar, die am 
gestrigen Sonntag (28. Juni) und am kom- 
menden Sonntag ihre Rathausführung neu 
wählen muss. Die Doppelstadt mitten im 
Pas-de Calais, dem ehemaligen Bergbau- 
revier Frankreichs unweit der belgischen 
Grenze, liegt rund 10 Kilometer (in östli- 
cher Richtung) vom etwas bekannteren 
Lens entfernt. Seit dem Ende des Kohle- 
abbaus, aber auch dem Einmotten mehre- 
rer örtlicher Metallbetriebe zählt die Stadt 
zur wirtschaftlichen Krisenzone. H£nin- 
Beaumont zählt rund 26.000 Einwoh- 
ner/innen, die offizielle Arbeitslosenquote 
liegt bei rund 19 %, doppelt so hoch wie 
im französischen Durchschnitt. 

Doch das ist bei weitem noch nicht al- 
les. Die Hauptsache, was die lokale politi- 
sche Situation betrifft, liegt woanders: 
Während die Stadtverwaltung aufgrund 
ihrer wirtschaftlichen Kennziffern als 
ökonomisch defizitär bis notleidend gel- 
tend musste, wurde die Rathauspolitik in 
den letzten Jahren auf katastrophalste 
Weise geführt. Seit dem Jahr 2004 hatte 
der regionale Rechnungshof (eine Finanz- 
gerichtsbarkeit) eine Erhöhung der Kom- 
munalsteuern angeordnet, um eine An- 
häufung der Defizite und Erhöhung der 
langfristigen Verschuldung zu verhindern. 
Die kommunalen Steuern verdoppelten 
sich daraufhin, was viele Einwoh- 


Henin-Beaumont: Marine 
Le Pen ante portas? 


ner/innen, denen es finanziell nicht eben 
blendend geht, hart trifft. Umso härter, ja 
quasi wie eine Bombe schlug daraufhin 
die Nachricht ein, dass — wie sich Anfang 
April d.J. nunmehr mitsamt Beweismit- 
teln herausstellte — die im Rathaus regie- 
rende Mannschaft die Stadt jahrelang be- 
stohlen hatte. 

Am 9. April 2009 wurde der bis dahin 
seit acht Jahren regierende Bürgermeister 
von Henin-Beaumont, Gerard Dalonge- 
ville (38 Jahre alt), in Untersuchungshaft 
genommen. Ihm und seiner Mannschaft 
wird vorgeworfen, auf breiter Front städti- 
sche Mittel unterschlagen zu haben. Öf- 
fentliche Aufträge sollen eine Günstlings- 
wirtschaft genährt haben 
und an Privatfirmen erteilt 
worden sein, ohne dass eine 
Notwendigkeit dazu be- 
stand, da die Stadt selbst 
über das dafür notwendige 
und qualifizierte Personal 
verfügte. Auftragsarbeiten, 
die aus der städtischen Kas- 
se bezahlt worden waren, 
wurden nie durchgeführt. 
Am 6. April hatten Teile 
der eigenen (Sozialisti- 
schen) Partei und seiner 
Rathausmehrheit den Bür- 
germeister daraufhin zur 
Rede gestellt, der mit dem oh >. 
terte, seine Kritiker/innen hätten sich bei 
einer Abstimmung im Kommunalparla- 
ment — wo sie ihm das Misstrauen aus- 
sprachen — auf vier Stimmen von Kom- 
munalparlamentariern des FN gestützt. 
Was im Übrigen nicht bewiesen und mut- 
maßlich nicht einmal wahr ist. Die Sozia- 
listische Partei schickte sich daraufhin an, 
Dalongeville die (seit noch nicht langem 
erworbene) Mitgliedschaft zu entziehen. 

Drei Tage später erfolgte der dicke 
Knall: Dalongeville wurde inhaftiert. Bei 
einem Vernehmungstermin am 22. April 
vor einem Richter in Bethune schienen 
die Vorwürfe sich auch bei näherer Prü- 
fung zu bestätigen. Daraufhin entzog Prä- 
sident Nicolas Sarkozy dem bisherigen 
Bürgermeister durch ein Dekret vom 27. 
April dieses Jahres — das am 2. Mai im 
Amtsblatt erschien - das Mandat. Eine ab- 
solute Premiere: Noch nie seit dem In- 
krafttreten des „Gesetzes zur Dezentrali- 
sierung“ von 1982 (das dem Zentralstaat 
seine bis dahin bestehenden, weitgehen- 
den Aufsichtsrechte über die Amtsfüh- 
rung von Kommunalregierungen zum 
Gutteil entzog) war einem Bürgermeister 
auf diesem Wege das Amt entzogen wor- 
den. 

Zur selben Zeit trat ein Teil der Kom- 
munalparlamentarier der örtlichen Sozial- 
demokratie — unter Anführung von Marie- 


Noß&lle Lienemann, früher Sprecherin des 
linken Parteiflügels auf nationaler Ebene, 
und in jüngerer Zeit vorderste Kritikerin 
der Amtsführung Dalongevilles — ihrer- 
seits zurück. Beschlussunfähig geworden 
und ohne amtierenden Rathauschef, 
musste der Stadtrat sich daraufhin auflö- 
sen. Eine Neuwahl wurde fällig, eine 
„leilwahl“, wie man solches in Frank- 
reich nennt (wo sonst die Kommunalwah- 
len im ganzen Land am selben Tag statt- 
finden). 

Zu allem Überfluss trat die etablierte 
„Linke“ zu dieser Wahl auch noch mit 
vier rivalisierenden Listen an. Zu ihnen 
kam (als fünfte Kandidatur auf der Lin- 
ken) noch eine Liste des 
radikal linken ‚Nouveau 
Parti Anticapitaliste” - 
NPA - hinzu. Deswegen 
waren fünf von neun Lis- 
ten auf der politischen 
Linken verortet. War die 
letztere Kandidatur inso- 
fern legitim, als die radi- 
kale Linke die vorherigen 
Kommunalregierungen 
nicht unterstützt hatte und 
also auch nicht für ihre 
Bilanz mit verantwortlich 
war, so sprach die Präsenz 
von vier konkurrierenden 
Kandidatenlisten aus der Regierungslin- 
ken heraus von einer geradezu kriminel- 
len Dummheit. In Wirklichkeit widerspie- 
gelte sie vor allem heftige Konflikte in- 
nerhalb der (früheren) Sozialdemokratie, 
die örtlich dereinst die dominierende 
Kraft war. 

Auf der einen Seite stand die „Einheits- 
liste der Linken“ unter dem nur 27-jähri- 
gen Pierre Ferrari. Diese umfasste nicht 
nur die Mehrheitsfraktion der örtlichen 
Sozialdemokratie, sondern ein Spektrum, 
das von der französischen KP über die 
Linksnationalisten (welche landesweit 
unter Ex-Innenminister Jean-Pierre Che- 
venement versammelt sind) bis hin zur 
christdemokratisch-rechtsliberalen Zen- 
trumspartei MoDem reichte. Ferrari galt 
vielen Beobachtern als, aufgrund seines 
jungen Alters, zu unerfahren. .Er wurde 
freilich deswegen ausgewählt, weil er als 
erstes Mitglied der Ex-Rathausregierung 
unter Dalongeville (der seinerzeit, im 
März 2001, übrigens selbst erst 30-jährig 
war, als er Bürgermeister wurde) gegen 
dessen Korruptionspraktiken laut protes- 
tiert hatte. Ihm war deswegen sein Amt als 
Vizebürgermeister schon im Jahr 2008 
entzogen worden. Ihm gegenüber kandi- 
dierte der Ex-Bürgermeister der Stadt 
(von 1998 bis 2001), Pierre Darchicourt, 
der — vor dem Hintergrund heftiger Riva- 
litäten in der örtlichen Sozialdemokratie — 
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Marine Le Pen 


damals durch seinen Amtsnachfolger Da- 
longeville ausgestochen worden war, auf 
einer eigenen Liste. 

Und ferner stellten die Grünen, die sich 
infolge ihres enorm hohen Abschneidens 
bei den Europaparlamentwahlen in Frank- 
reich „Flügel wachsen fühlen“ (so eine 
französische Redewendung), und ein wei- 
terer sozialdemokratischer „Dissident“ 
namens Daniel Duquenne je eine eigene 
Liste auf. Letztere trat unter dem Titel 
‚Alliance R£publicaine‘ an. 

Auf der (moderaten) Rechten kandi- 
dierten die konservative Regierungspartei 
UMP und zwei „unabhängige“ bürgerli- 
che Listen. Die UMP hatte ohnehin jede 
Hoffnung, das Rathaus von Henin-Beau- 
mont zu erobern, längst aufgegeben (und 
vielleicht auch deswegen ihre örtliche 
Spitzenkandidatur einem Einwanderer- 
kind, Nesredine Ramdani, überlassen). 
Die Stadt wird seit über 60 Jahren erst 
kommunistisch, dann sozialistisch regiert. 
Eine bourgeoise Rechte wird diese Kom- 
mune wohl niemals übernehmen können. 
Und falls überhaupt jemals eine Rechtsre- 
gierung im Rathaus Einzug halten wird, 
dann wird es sich nicht um eine bürgerli- 
che, sondern um eine faschistische Rechte 
handeln. Diese letztgenannte Möglichkeit 
rückt nun freilich in greifbare Nähe. Die 
FN-Liste, die 39,34 % der abgegebenen 


richteten wir über das Abschneiden 

der französischen rechtsextremen 
Listen bei der Europaparlamentswahl 
vom 7. Juni dieses Jahres. Der Front Na- 
tional (FN) als Hauptpartei der extremen 
Rechten erhielt im frankreichweiten 
Durchschnitt 6,3 % der Stimmen. Ein 
Sammelbecken von Antisemiten unter- 
schiedlicher Couleur in Gestalt der ‚Liste 
Antisioniste‘, die nur im Raum Paris an- 
getreten war, erhielt im dortigen EP- 
Wahlkreis 1,3 % der Stimmen; ein Er- 
gebnis, das allgemein eher als mager be- 
trachtet wurde. 

Nun berichtete die rechtsextreme doch 
parteiunabhängige Wochenzeitung ‚Mi- 
nute‘ (in ihrer Ausgabe vom 10. 6. 09) in 
näheren Einzelheiten vom Wahlabend 
der ‚Antizionistischen Liste‘ am Abend 
des 7. Juni. Ein Wahlabend, der durch 
das Bekanntwerden der Ergebnisse na- 
türlich ein bisschen verhagelt wurde. 

Die Zeitung veröffentlicht dazu u.a. 
folgenden Erlebnisbericht, von einem 
Zeitpunkt, an dem die ersten Resultate 
über die Bildschirme flimmerten: 

„Am Applausmesser gewinnt Jean- 
Marie Le Pen. Bei jedem seiner Auftritte 
im Fernsehen bereitet der Saal“ - Anm.: 
der Mob war in Dieudonn€ M’balas ei- 
genem Theater im 11. Pariser Bezirk ver- 
sammelt - „ihm einen Triumph. Seine 
lautesten Fans sind verschleierte Frauen. 
(... ) Seitdem das Eis zwischen Le Pen 
und Dieudonne gebrochen war (Anm.: 


T: der vorigen Ausgabe der AN be- 
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Stimmen und rund 4.400 Voten (gegen- 
über 3.600 bei der regulären Kommunal- 
wahl) erhielt, landet weit vorne auf dem 
ersten Platz. An zweiter Stelle steht die 
‚Alliance R&publicaine‘ von D. Duquenne 
mit 20,19 %, gefolgt von der „offiziellen“ 
Liste der Vereinigten Linken unter Pierre 
Ferrari mit 17,01 %. Alle anderen Kräfte 
liegen weit abgeschlagen, unter ihnen 
auch die Regierungspartei UMP mit nur 
495 Stimmen oder 4,34 %. 

Am Wahlabend fing das Hauen und 
Stechen im Lager der etablierten Linken 
über die Positionierung für die Stichwahl 
statt. Die Frage steht im Raum, ob sie mit 
der Präsenz von zwei Listen (‚duel‘) oder 
drei Listen (‚triangulaire‘) stattfinden 
wird, da ihrer drei sich rein rechnerisch 
aufrecht erhalten könnten. Im Falle einer 
Dreieckskonstellation — dies bedeutet ‚tri- 
angulaire‘ — dürfte der FN locker den Sieg 
davontragen, wie Marine Le Pen bereits 
frohlockt und wie es ihre eine Umfrage 
für die Regionalzeitung ‚La Voix du 
Nord‘, die am Mittwoch/24. Juni publi- 
ziert worden war, auch prognostiziert. 
Hingegen sagt die selbe Umfrage vorher, 
dass die FN-Liste im Falle eines ‚Duells‘ 
— mit nur zwei Listen in der Stichwahl — 
mit 48 zu 52 % knapp unterliegen würde. 

Ob dies nun so kommt (nachdem der 
FN noch höher als in der o.g. Vorwahlum- 


frage abgeschnitten hat), und ob es zwei 
oder drei Listen sein werden, muss sich in 
den nächsten Tagen herausstellen. Am 
späten Sonntag Abend forderte Daniel 
Duquenne als bestplatzierter Kandidat auf 
der „Linken“ seinen Rivalen Pierre Ferra- 
ri dazu auf, seine Liste — zugunsten der ei- 
genen — zurückzuziehen. Letzterer wie- 
derum sprach einer Vereinigung der bei- 
den Listen (‚fusion‘) das Wort. Die Chefin 
der französischen KP, Marie-George Buf- 
fet, forderte vor den Kameras und Mikro- 
phonen zu einer „Sammlung gegen den 
Front National“ auf. 


Fortsetzung in der kommenden Woche... 


Auf dem Spiel steht u.a. die Frage, ob es 
nach der Serie rechtsextrem regierter 
Städte in den 1990er Jahren (Toulon, 
Orange, Marignane ab 1995 und Vitrolles 
ab 1997; aber keines dieser Rathäuser ist 
heute noch vom FN kontrolliert) erneut 
eine „Laborstadt“ für rechtsextreme Kom- 
munalpolitik geben wird. Und, daneben, 
wird es auch um die innerparteiliche Sta- 
tur von Marine Le Pen gehen. Setzt die 
von ihr mit angeführte Liste sich in H&- 
nin-Beaumont durch, dann wird sie sich 
ganz klar für die Nachfolge ihres altern- 
den Vaters Jean-Marie Le Pen an der Par- 
teispitze qualifiziert haben. 

Bernhard Schmid, Paris 


NACHTRAG zum Abschneiden der französischen extremen Rechten bei der Eu- 


ropaparlamentswahl: 


Zum Verhältnis von FN und 
Dieudonne-Liste 


im November 2006, gegenüber der Öf- 
fentlichkeit jedenfalls), sind Dieudonnes 
Fans auch Le Pens Fans.“ 

Aus dem weiteren Bericht ergibt sich 
jedoch, dass die Zeitung — die eher an der 
moslemfeindlichen Linie innerhalb des 
rechtsextremen Lagers festhält, die zu ei- 
ner zuvörderst antisemitisch ausgerichte- 
ten Linie in Widerspruch getreten ist — 
dies weniger klasse als vielmehr kritik- 
würdig findet. Es wird offenkundig, dass 
der Berichterstatter über die vielen 
Schwarzen, Moslems und (angeblich) 
Linken in jenem Saal, die Le Pen ihre 
Zustimmung ausdrücken, eher die Nase 
rümpft. 

Aber es wird ebenso offenkundig, dass 
es innerhalb des Spektrums der extremen 
Rechten offenkundig eine Arbeitsteilung 
gibt. Die Zeitung druckt sogar das von 
Alain Soral kolportierte — aber höchst- 
wahrscheinlich falsche — Gerücht ab, 
dass Jean-Marie Le Pen selbst an seinem 
Wohnort für die Dieudonne/Soral-Liste 
gestimmt habe. Auch wenn Le Pen im- 
mer wieder für fast jede Provokation gut 
ist, würde dies denn doch erstaunen. 
Aber es trifft auch zu, dass Jean-Marie 


Le Pen am 18.5. 2009 öffentlich erzählte, 
dass Dieudonne respektive seine Ehefrau 
ihn — den alternden Chef des FN - ange- 
rufen und um Rat gefragt habe, als die 
Wortführer der ‚Liste Antisioniste‘ mit 
der Polizei in Konflikt gerieten. (Vgl. 
http://www.leparisien.fr/politique/le- 
pen-qualifie-l-attaque-de-la-courneuve- 
de-banale-18-05-2009-517393.php) Dies 
geschah am 13. Mai vor dem Pariser In- 
nenministerium, als man Dieudonn& und 
seine Leute zunächst nicht durchlassen 
mochte, um ihre Kandidatenliste einzu- 
reichen. Mindestens gibt es also einen 
paternalistisch-schulterklopfenden Um- 
gang Jean-Marie Le Pens mit demjeni- 
gen Splitter der extremen Rechten, das 
bei Dieudonnes und Alain Sorals 
„(Wahl-)Abenteuer“ mittat. Vielleicht 
gab es aber auch wirklich eine Art Ar- 
beitsteilung: die klassische extreme 
Rechte für eher migrantenfeindliche Ab- 
stammungsfranzosen und konservativ- 
reaktionäre Mittelständler; die neuartige 
Liste, um eher „anti-system-orientierte“, 
rechtsstehende bis politisch verwirrte 
Leute und Franzosen migrantischer Her- 
kunft anzuziehen...? BhS, Paris 


Die Entwicklung der rechten Re- 
gionalpartei „Alsace d’abord“ 
(„Elsass zuerst“) ist eng mit der 
Person Robert Spielers verbunden. Spie- 
ler engagierte sich von 1979 bis 1981 in 
der Gruppe der Nouvelle Droite in Stras- 
bourg, dem „Cercle Kleber“, und nahm an 
mehreren Kolloquien mit Alain de Be- 
noist teil. Nach seinem Einstieg in die 
Parteipolitik mit der Gruppe „Alsace Re- 
nouveau“ Mitte der 1980er Jahre war 
Spieler dann zwischen 1986 und 1988 für 
den „Front National“ (FN) in Strasbourg 
aktiv. Er wurde Regionalrat und Abgeord- 
neter der Region Bas-Rhin in der Pariser 
Nationalversammlung. Nach Problemen 
mit der autokratischen Führung Le Pens 
verließ er die FN und gründete mit „Alsa- 
ce d’abord“ eine eigene Partei. In den Jah- 
ren 1989 - 1995 schaffte die Partei unter 
seinem Vorsitz den Einzug in den Stras- 
bourger Stadtrat, im Jahre 1998 den Ein- 
zug in den Regionalrat. Bei den Kommu- 
nalwahlen in Strasbourg im Jahre 2001 er- 
hielt „Alsace d’abord“ 9,2 % der Stim- 
men. Drei Jahre später erreichte sie bei 
den Landtagswahlen im Elsass 9,4 % der 
Stimmen. Als im Jahre 2008 „Alsace 
d’abord“ bei den Kommunalwahlen in 
Strasbourg nur noch 2,17 % der Stimmen 
bekam, kam es zu innerparteilichen Kon- 
flikten, die dazu führten, dass Spieler im 
April 2008 austrat und zur „Nouvelle 
Droite Populaire“ wechselte. Nach Spie- 
lers Austritt ist nun Jacques Cordonnier 
Vorsitzender von „Alsace d’abord“. 


Parteiprogramm 


„Alsace d’abord“ sieht sich als Regional- 
partei, die sich für die „elsässische Identi- 
tät“ einsetzt:! „Ob echte oder Wahlelsäs- 
ser, wir bekräftigen unsere Verbundenheit 
mit der elsässischen, französischen und 
europäischen Identität unserer Region. 
Diese Identität ist sowohl französisch als 
auch alemannisch und die Zugehörigkeit 
zur einen bedeutet nicht die Ablehnung 
der anderen. Unsere Identität eben, ist be- 
sonders durch die nicht europäischen 
Wurzeln bedroht, aber auch durch die kul- 
turelle Vereinheitlichung, das Vergessen 
unserer Wurzeln und die Pervertierung 
unserer Werte.“ Sie sieht die „elsässischen 
Interessen“ in der französischen National- 
versammlung nur unzureichend vertreten 
und fordert eine größere Selbstverantwor- 
tung und Autonomie gegenüber dem fran- 
zösischen Zentralismus. 

Ihr rassistischer Charakter wird deut- 
lich, wenn es um die außereuropäische 
Einwanderung geht. MigrantInnen, die 
nicht aus der Europäischen Union stam- 
men, werden mehrheitlich als nicht inte- 
grationsfähig bezeichnet. Diese von „Al- 
sace d’abord“ geforderte Integration ent- 
spricht jedoch mehr einer Form der Assi- 
milation. ZuwandererInnen stellen eine 
Gefahr für die Sicherheit und die „kultu- 
relle Identität“ dar. „Alsace d’abord“ 
spricht sich weiterhin gegen das Wahl- 


Alsace d’abord: 
Geschichte und Programm 


recht von außereuropäischen MigrantIn- 
nen aus.? 

Der Islam wird als Bedrohung für die 
„christlichen-abendländischen Wurzeln“ 
Europas wahrgenommen und wird als 
nicht-europäische Religion gesehen. „Al- 
sace d’abord“ hält den 
Islam für eine totalitäre 
Religion, die nicht mit 
dem französischen Ge- 
setz vereinbar ist. Es 
wird die These vertre- 
ten, dass die christli- 
chen europäischen Ge- 
sellschaften sich gegen 
einen als fundamenta- 
listisch und monoli- 
thisch verstandenen Is- 
lam wehren müssten. 
Ein totalitärer Islam in 
seinem Streben nach 
Weltherrschaft bedro- 
he das „freie“ christ- 
lich-abendländische 
Europa. 

„Alsace d’abord“ legte eine Petition ge- 
gen einen Beitritt der Türkei in die EU 
vor. Darin wird festgestellt, dass die Tür- 
kei weder geographisch noch kulturell zu 
Europa gehöre:* „Nous sommes pour le 
respect des frontieres g&ographique et cul- 
turelles de I’Europe. L’Europe doit rester 
europeenne pour preserver son identite et 
affımer sa puissance!“ 

Der Beitritt der Türkei hätte weitgehen- 
de politische, wirtschaftliche und demo- 
graphische Konsequenzen, wenn die tür- 
kische Bevölkerung das Recht hätte, sich 
frei in Europa niederzulassen. Dann wäre 
besonders das Elsass betroffen, da diese 
Region eines der beliebtesten Ansiede- 
lungsgebiete sei. Jacques Cordonnier, der 
Präsident von „Alsace d’abord“ stellte 
fest, dass die Mehrheit der Franzosen ge- 
gen einen Beitritt der Türkei in die EU 
wären, ohne dies irgendwie mit einer 
Quellenangabe zu belegen. 

„Alsace d’abord forderte außerdem die 
Verlagerung von bildungspolitischen Zu- 
ständigkeiten von der Hauptstadt in die 
Region, den Erhalt der eigenen Kranken- 
kassen, die Abschaffung der Doppelsteu- 
erbelastung der Sozialabgaben von 
Grenzgängern und die Dezentralisierung 
der Arbeitsbeschaffung durch Gründung 
eines regionalen Arbeitsamtes. 

Im Jahre 1997 protestierte die Regio- 
nalpartei gegen den von der damaligen 
Bürgermeisterin Trautmann unterstützten 
Bau einer Moschee in Strasbourg, der ein 
Institut zur Ausbildung von islamischen 
Geistlichen angeschlossen wurde. 

Die Auseinandersetzungen zwischen 
jugendlichen MigrantInnen und der Poli- 
zei in Strasbourg/Neuhof im Herbst 2005, 


® 


Robert Spieler bei Pro NRW am 10.5.09 


nutzte „Alsace d’abord“ für eine rassisti- 
sche Kampagne gegen muslimische Ein- 
wanderInnen und plädierte für eine Ver- 
stärkung der Sicherheitsge- 
setze.© Dass es sich bei den Konflikten 
um einen Aufstand sozial deklassierter 

junger Menschen handel- 
te, die von Arbeitslosig- 
keit, Perspektivlosigkeit 
und alltäglichem Rassis- 
| mus betroffen sind, wur- 
de nicht einmal ansatz- 
weise erwähnt. Das 

Feindbild des „kriminel- 
len Ausländers“ wurde 
geschürt, die Frage nach 
den eigentlichen Ursa- 
chen wurde nicht gestellt. 

In einem Interview mit 
der Jungen Freiheit im 
Jahre 1997 machte Spie- 
ler den Vorschlag, dass 
ein engerer Zusammen- 
schluss mit Baden denk- 
bar wäre, ohne dass es zu 
einem Zusammenschluss zu einer einzi- 
gen Region kommen sollte:7 „Aber was 
man machen kann und sollte, das ist (...) 
ein Zusammenwirken in der Schulpolitik. 
Dort kämpfe ich für die Zweisprachigkeit 
ab der Grundschule. Aber wir haben hier 
Schwierigkeiten geeignete Lehrer zu fin- 
den. Warum also nicht Deutschlehrer aus 
Baden ins Elsaß holen? Und warum nicht 
auch französische Lehrer nach Baden ent- 
senden? Für alles, was den Umweltschutz 
betrifft, gilt dies in ähnlicher Weise. Hier 
könnte eine einzige distriktweite Organi- 
sation entstehen.“ 

Die Jugendorganisation von „Alsace 
d’abord“ veranstaltet jedes Jahr zum Ge- 
denken an die elsässische Verfassung vom 
31.5.1911 einen Fackelzug zu einem his- 
torischen Ort in der Region. Weitere Akti- 
vitäten der Partei sind kulturelle Veran- 
staltungen, Seminare und Vorträge über 
die Geschichte des Elsass. 

Michael Lausberg U 


Anmerkungen: 

1 www.alsacedabord.org/rubrique.php3?/id_rubrique=15 

2 www.alsacedabord.org/rubrique.php3%/id_rubrique=37 

3 Ebd., 4 Ebd. 

5 www.alsacedabord.org/arficle.php3?id_article=713 

& Vgl dazu Aachener Nachrichten vom 7.11.2005 

7 JF 22/1997, 5. 3 Frankreich-Wahl. Robert Spieler über Regio- 
nalismus im Elsaß und die französischen Zentralisten. „Nur Le 
Pen hat was zu melden.“ 
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:ausländer- und asylpolitik 


AWO, rumänische Botschaft 
und Sozialsenatorin setzen 
100 Roma-Fluechtlinge aus 


BERLIN. Die rumänischen Roma-Flücht- 
linge hatten über mehrere Wochen zu- 
nächst in einem Kreuzberger Park über- 
nachtet. Sie verdienten sich tagsüber etwas 
Geld mit dem Putzen von Autoscheiben an 
Straßenkreuzungen. Die Polizei weckte 
sie mindestens 14 Tage lang nachts jede 
Stunde und bedrohte die Gruppe schließ- 
lich massiv mit grundlosen Festnahmen 
sowie mit Kindesentzug wegen angebli- 
cher Kindeswohlgefährdung. Unterstützer 
brachten die Roma darauf zunächst für 
eine Woche mit Zustimmung des Jugend- 
amtes in Räumen des linken Kreuzberger 
Projekts Bethanien sowie in einer angren- 
zenden, zu diesem Zweck besetzten leer- 
stehenden Kita unter. 

Nachdem die Kita mit Räumung drohte, 
folgte vor knapp zwei Wochen eine nur 
wenige Stunden dauernde Kirchenbeset- 
zung. Aufgrund von Zusagen von Senats- 
vertretern verließ die Gruppe dann auch 
die katholische Kirche in der Kreuzberger 
Wrangelstraße und wurde der Senatssozi- 
alverwaltung in der von der AWO Berlin- 
Mitte betriebenen, auch als Asylaufnah- 
mestelle sowie als „Ausreisezentrum‘“ die- 
nenden Flüchtlingsunterkunft Motardstra- 
ße in Berlin-Spandau untergebracht. Zuge- 
sagt war, dass sie dort erst mal bleiben 
könnten, die Rede war von 3 Monaten. 

In der Motardstraße wurden dann vom 
Berliner Integrationsbeauftragten Piening 
beauftragte, in Berlin lebende Roma als 
„Moderatoren“ aktiv. Diese versuchten, 
die rumänischen Roma zur Ausreise zu 
überreden. Klar war jedoch, dass die 
Roma als Unionsbürger hier für mindes- 
tens 3 Monate ein Aufenthaltsrecht haben, 
und wenn sie z.B. eine selbständige Er- 
werbstätigkeit aufnehmen auch länger 
bleiben können. Die Unterstützer versuch- 
ten, die dazu nötigen formalen Schritte in 
die Wege zu leiten. 

Die AWO Heimleitung arbeitete dem 
allerdings entgegen, versuchte die notwen- 
dige polizeiliche Anmeldung zu verhin- 
dern und beklagte sich bei der Senatssozi- 
alverwaltung über das angeblich untragba- 
re Fehlverhalten der Roma. Diese hätten 
z.B. versucht, ein beim Metzger gekauftes 
geschlachtetes Schaf ins Heim zu 
„schmuggeln“. 

Nach knapp zwei Wochen in der Unter- 
kunft Motardstraße wurden die Roma ge- 
räumt und obdachlos ausgesetzt. Mitarbei- 
ter der AWO, des Landessozialamtes (La- 
GoSo Berlin) und der rumänischen Bot- 
schaft forderten die Roma unter Andro- 
hung der polizeilichen Räumung auf, das 
Haus zu verlassen. Ihnen wurden die 
Schlüssel abgenommen und die meisten 
erhielten eine Bescheinigung, mit der sie 
beim Sozialamt Berlin-Mitte eine Rück- 
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kehrhilfe von 250 Euro erhalten könnten. 
Aus gegebenem Anlass war ... auch die Po- 
lizei aufgefahren. Die rumänischen Bot- 
schaftsmitarbeiter drohten den Roma nicht 
nur mit der Polizei, sondern auch mit einer 
zwangsweisen Abschiebung, obwohl die 
Abschiebung von Unionsbürgern rechtlich 
gesehen unter den gegebenen Umständen 
vollkommen ausgeschlossen ist. 

Einige Frauen und Kinder wiedersetz- 
ten sich angesichts der völligen Aussichts- 
losigkeit ihrer Situation der Räumung. Sie 
wurden darauf von der Heimleitung wie- 
der in die Unterkunft zurückgebracht. Al- 
lerdings wurden nur wenige Stunden spä- 
ter auch die zurückgebliebenen Frauen 
und Kinder von der AWO ausnahmslos 
und endgültig obdachlos ausgesetzt. 

Mit Kirchen und Wohlfahrtsverbände 
fanden im Verlauf der vergangenen Wo- 
chen zahlreiche Gespräche statt. Diese 
zeigten sich angesichts der Situation je- 
doch handlungsunfähig und waren auch 
am Tag der Räumung selbst zu keinerlei 
Hilfsangeboten bereit bzw. in der Lage. 

Die Roma wurden dann schließlich ge- 
gen 16 Uhr mit einem Bus zum Sozialamt 
Berlin-Mitte gefahren. Die Rückkehrhil- 
fen wurden dort zügig ausgezahlt. Zahlrei- 
che uniformierte und zivile Polizisten wa- 
ren nicht nur bei der Auszahlung im Sozi- 
alamt anwesend. Sie verfolgten die Roma 
auch nach der Auszahlung auf Schritt und 
Tritt weiter, stiegen mit ihnen in die U- 
Bahn und in Kreuzberg auch wieder mit 
aus. Offenbar hatten viele Roma unter die- 
sen Umständen Angst, den gleichfalls von 
zahlreichen uniformierten und zivilen 
Polizisten in penetranter Weise observier- 
ten, mit den Unterstützern vereinbarten 
Treffpunkt Bethanien wieder aufzusuchen. 
Quelle: Flüchtlingsrat Berlin Juni 2009 


Keine Abschiebung von 
Aliou $. aus Burg 


MAGDEBURG. Aliou S., der vor knapp acht 
Jahren aus Zentralafrika nach Deutschland 
floh, wurde fast genau vor einem Jahr, am 
24. Mai 2008 in Burg (Sachsen-Anhalt) 
Opfer eines schweren rassistischen An- 
griffs. Gemeinsam mit einem Freund aus 
Saudi-Arabien wurde Aliou S. nach dem 
Besuch einer Disko von einer Gruppe von 
Rechten als „Scheiß-Neger“ beleidigt und 
dann angegriffen. Einer der Rechten 
schlug ihm mit der Faust direkt ins Gesicht 
und verletzte ihn am Auge. 

Alious Freund wurde geschlagen und 
dann am Boden liegend weiter getreten; er 
erlitt dadurch u.a. einen Kreuzbandriss im 
Knie. Geht es nach der Ausländerbehörde 
Jerichower Land soll Aliou S. nun nach 
Guinea abgeschoben werden: ohne, dass 
es bislang überhaupt zu einem Prozess ge- 
gen seine Angreifer gekommen wäre; 
ohne dass die Tatsache berücksichtigt 
wird, dass er seit dem Angriff wegen einer 


posttraumatischen Belastungsstörung the- 
rapeutisch behandelt werden muss. 

Mit einer Abschiebung von Aliou S. 
verschafft Innenminister Holger Hövel- 
mann (SPD) den Rechten einen zweifa- 
chen Triumph: Sie bleiben endgültig straf- 
frei, weil der wichtigste Zeuge in einem 
Strafverfahren gegen die Angreifer nicht 
vor Gericht aussagen kann. Und Sachsen- 
Anhalts Innenministerium sorgt dafür, 
dass das Ziel der Neonazis „Ausländer 
Raus“ materiell vollzogen wird. Aliou S. 
ist einer von mehr als dreihundert Men- 
schen, die alleine im vergangenen Jahr in 
Sachsen-Anhalt Opfer rechter Gewalt 
wurden. Seine Abschiebung wäre ein fata- 
les Signal an die Täter und deren Umfeld, 
weiter zuzuschlagen. 

Schon lange fordern wir — gemeinsam 
mit den anderen Beratungsprojekten für 
Opfer rechter Gewalt - ein Bleiberecht für 
Opfer rassistischer Angriffe in Deutsch- 
land — unabhängig von ihrer Herkunft und 
ihrem Aufenthaltsstatus. 

Daher ist für uns klar: Wir wollen und 
müssen die Abschiebung von Aliou S. ver- 
hindern. Und wir fordern von Innenminis- 
ter Holger Hövelmann (SPD), Aliou S. ein 
humanitäres Bleiberecht als Opfer einer 
rassistischen Gewalttat zu gewähren. In ei- 
nem ersten Schritt sammeln wir Erstunter- 
zeichnerInnen unter einen Aufruf an Sach- 
sen-Anhalts Innenminister Holger Hövel- 
mann. „Keine Abschiebung von Aliou S.: 
Bleibeberecht für Opfer rassistischer Ge- 
walt“. Diesen Aufruf wollen wir Ende Juni 
2009 bei einer Pressekonferenz der breite- 
ren Öffentlichkeit vorstellen. Der Aufruf 
kann online auf der Website www.mobile- 
opferberatung.de gelesen und an das In- 
nenministerium Sachsen-Anhalts gemailt 
werden. bee 
Quelle: /www.mobile-opferberatung.de I 


Deutschland blockiert 
Reform des EU-Flüchtlings- 


rechts! 

BERLIN. Amnesty International und Pro 
Asyl fordern, dass Deutschland mehr 
Asylbewerber aufnimmt und die EU müs- 
se auch auf hoher See Zugang zum Asyl- 
verfahren gewähren. „Deutschland blo- 
ckiert notwendige Reformen des europäi- 
schen Flüchtlingsrechts und entzieht sich 
zunehmend seiner Verantwortung, Schutz- 
bedürftige in Deutschland aufzunehmen“, 
kritisierten Amnesty International und 
PRO ASYL anlässlich des 9. Berliner 
Symposiums zum Flüchtlingsschutz in 
Berlin. Trotz anhaltend hoher Flüchtlings- 
zahlen weltweit ist es immer weniger 
Menschen überhaupt möglich, in Deutsch- 
land einen Asylantrag zu stellen. 

Zum einen gelangt ein Großteil der 
Flüchtlinge mit Ziel Europa gar nicht erst 
auf EU-Territorium. Entgegen ihrer völ- 
kerrechtlichen Verpflichtungen fangen 
EU-Grenzkontrolleure Flüchtlingsboote 
auf hoher See ab, ohne ihnen Zugang zu 
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CGT lässt von Sans papiers besetztes Gewerkschafts- 
haus gewaltsam räumen: Desaströse Aktion und 
fataler Ausgang aus einem objektiven Dilemma 


Am Mittwoch (24. Juni) ließ die CGT 
den Nebenbau des Pariser Gewerk- 
schaftshauses - Annexe de la Bourse 
du travail de Paris - in der rue Char- 
lot, in der Nähe der Place de la Repu- 
blique, gewaltsam räumen. Dieser 
Nebenbau, der u.a. sieben Versamm- 
lungssäale und zwei Druckereien um- 
fasst, war seit dem 2. Mai 2008 - also 
seit vierzehn Monaten - von Angehö- 
rigen der Sans papiers-Bewegung, 
also der Bewegung für die „Legalisie- 
rung” der Aufenthaltssituation illega- 
lisierter Einwanderer, besetzt gewe- 
sen. 


Die Situation hatte sich seitdem als 
ziemlich verfahren erwiesen. Im Hinter- 
grund stand ein objektives 
Dilemma: Die Coordination 
des sans papiers 75 (CSP75, 
d.h. „75“ für das De£parte- 
ment, die Nummer des Pari- 
ser Verwaltungsbezirks) warf 
der CGT vor, die Situation 
bestimmter illegalisierter 
Einwanderer nicht ausrei- 
chend berücksichtigt und ver- 
teidigt zu haben, als sie ab 
dem 15. April 2008 und über 
mehrere Monate hinweg ei- 
nen Streik der Sans papiers 
für die „Legalisierung“ ihrer 
Aufenthaltssituation anführ- 
te. Dahinter stand allerdings 
ein objektiver Unterschied in 
den Ausgangssituationen: 
Die aktiv durch die CGT ver- 
teidigten „Sans papiers-Dos- 
siers“ betrafen illegalisierte 
Migranten, die in der Regel in 
mittleren bis größeren Betrie- 
ben beschäftigt waren, wo in 
aller Regel mehrere Sans pa- 
piers gleichzeitig beschäftigt 
waren. Im Rahmen dieser 
Ausgangslage konnte die 
CGT mit „klassisch gewerkschaftlichen 
Mitteln“, insbesondere durch die Organi- 
sierung eines Streiks, erheblichen Druck 
auf die Arbeitgeber entwickeln — auf 
dass diese wiederum Druck auf die Aus- 
länderbehörden (Präfekturen) ausübten, 
um die „Legalisierung“ des Aufenthalts 
der Betreffenden zu erreichen. Hingegen 
ist dies für eine Gewerkschaft dort aus- 
gesprochen schwierig, wo sie nicht über 
ihre „klassischen“ Kampfmittel wie den 
Streik verfügt, etwa weil die betroffenen 
(bezüglich ihres Aufenthalts illegalisier- 
ten) Beschäftigten in ihren Betrieben iso- 
liert sind. Dies entweder, weil sie in 
Klein- oder winzigen Betrieben arbeite- 


ten, oder aber weil sie die einzigen „Ile- 
galen“ unter den Personalmitgliedern 
darstellten. 

Aus diesem objektiven Dilemma er- 
gab sich eine Konfliktsituation, die sich 
alsbald zum erbitterten, aber zäh hinter 
den Kulissen ausgetragenen Streit aus- 
wuchs. Die CGT-Sektion Paris griff 
mehrfach auf die Vermittlungsdienste 
des ‚Conseil national des Maliens de 
France’, einer traditionellen Repräsenta- 
tionsstruktur der Staatsbürger des west- 
afrikanischen Mali auf französischem 
Boden, zurück. Doch aufgrund der 


schwierigen Ausgangslage konnte das 
Problem nicht beigelegt oder aufgelöst 
werden. Unterdessen lebten 500 Perso- 
nen (unter ihnen zahlreiche Frauen und 


Beuetzis Gewerkschaftshaus, Foto: pb 


Kinder) permanent, und bis zu 1.400 
Personen zeitweise in dem besetzten Ge- 
bäude. 

Eines der dadurch aufgeworfenen Pro- 
bleme war, dass diese Besetzung keiner- 
lei Druck auf Arbeitgeberlager und/oder 
Behörden ausübte, sondern allein die 
Sans papiers auf der einen Seite und Tei- 
le der Gewerkschaftsbewegung auf der 
anderen Seite einander gegenüberstellte. 
Die CGT hat durchaus Recht, dass sie 
dieses Problem in ihrer Erklärung nach 
der Räumung (vgl. http://www.cgt.fr/ 
spip.php?article36222) genau so be- 
nennt. 


Eine Lumperei ist hingegen, dass sie 
hinzufügt: „Was bedeutete also diese Be- 
setzung (...), deren Ende wir nicht abse- 
hen konnten? Wer hatte ein Interesse da- 
ran, die rein zufällig 14 Tage nach Be- 
ginn des Sans papiers-Streiks vom 15. 
April 2008 begann? Wen störten wir, und 
wessen Interesse beeinträchtigten wir?“ 
Das ist die schlechte alte Theorie von 
den ‚objektiven Agenten der Bourgeoi- 
sie‘ aus uralten realsozialistischen Zeiten 
der CGT, die da - verspätet - durchklingt. 

Und nichts kann die Gewalttaten 
rechtfertigen, die allem Anschein nach 
anlässlich der Räumung verübt worden 
sind. Die CSP75 spricht in ihrer Erklä- 
rung (vgl.  http://futurrouge.word- 
press. ee ee -des- 
sans-papiers-de-la-csp75- 
refugies-a-la-bourse-du- 
travail-de-paris-par-des- 
nervis-en-cagoule/ ) von 
„einer Hundertschaft 
Schlägern mit Eisenstan- 
gen, Stöcken und Tränen- 
gasdosen“, die zum Zeit- 
punkt einer Demonstrati- 
on — während sich vor al- 
lem Frauen und Kinder in 
dem Gebäude befanden — 
angerückt seien. Die 
linksliberale Tageszeitung 
‚Liberation‘ spricht in ih- 
rer Donnerstags-Ausgabe 
von rund 30 Angehörigen 
des Ordnerdiensts der 
CGT, bestätigt die martia- 
lische Ausrüstung und 
spricht von Vermummung 
und Sonnenbrillen. 

Nachdem die Beset- 
zung sich aber auf diese 
Weise nicht beenden ließ, 
rief die CGT-Sektion Pa- 
ris die Rathaushausbehör- 
den an, d.h. schaltete indi- 
rekt die Polizei ein. Am 
Nachmittag des Mittwoch war das Ge- 
bäude definitiv geräumt. Ein Teil der zu- 
vor darin Anwesenden installierte sich 
jedoch auf den Trottoirs darum herum, 
die am Donnerstag noch von 180 Perso- 
nen ‚besetzt’ waren. 

Die Stadtratsfraktion der Pariser Grü- 
nen spricht in einer ersten Erklärung vom 
„ungerechtfertigen/durch nichts zu recht- 
fertigenden Einsatz von Gewalt“. Die 
(eher institutionalisierte) Asylrechts- 
NGO ‚France Terre d’Asile‘ ihrerseits 
spricht davon, dass die CGT(-Führung) 
offenkundig „zu einer Konzentration auf 
ihre Kernklientel zurückkehren“ möchte. 

—-— 
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Unterdessen protestierten aber auch 
mehrere Mitgliedsgewerkschaften des 
Dachverbands CGT gegen dieses Vorge- 
hen der Führung ihres Pariser Bezirks- 
verbands. So gibt es unzweideutige Soli- 
daritätserklärungen für die zwangsweise 
evakuierten Sans papiers aus dem Pariser 
Gewerkschaftshaus, bspw. von der CGT 
bei Saint-Gobain (Großunternehmen der 
Baumaterial- und Glasindustrie) in Au- 
bervilliers, einer Vorstadt nordöstlich 
von Paris. Auch die CGT im Bildungs- 
sektor der Region Aquitaine (um Borde- 
aux, in Südwestfrankreich) äußerte sich 
dazu und erklärte: „Die CGT Educ’Ac- 
tion Aquitaine verurteilt die brutale Räu- 
mung der Sans papiers, die das Pariser 
Gewerkschaftshaus ‚besetzten‘, durch 
Angehörige der CGT. Die Benutzung 
von Tränengas und von Schlagstöcken 
wird von zahlreichen Augenzeugen be- 
richtet, die die Gewalttätigkeit der Vorge- 
hensweise unterstrichen. (...) Die Fragen 
nach den Prinzipien und Symbolen sind 
von hoher Bedeutung. Der Einsatz physi- 
scher und moralischer Gewalt ist alles 
andere als zweitrangig. Es ist höchste 
Zeit, die Dinge zurecht zu rücken und 


gemeinsam gegen die einwandererfeind- 
liche Politik (...) zu kämpfen.“ 

Im Laufe des Donnerstag und Freitag 
schien die Blockadesituation sich aufzu- 
lösen, die sich darin widerspiegelte, dass 
zeitweise bis zu 200 - 300 Personen auf 
den Trottoirs rund um das zwangsge- 
räumte Gewerkschaftshaus campierten: 
Es war die Polizeipräfektur (die zentrale 
Pariser Polizei- und Ausländerbehörde), 
die nun ihrerseits die Initiative ergriff 
und die dort sich aufhaltenden Ex-Insas- 
sen des „besetzten“ Gewerkschaftshau- 
ses zu Gesprächen in ihre Zentrale ein- 
lud. Es war Christian Lambert, der Büro- 
leiter des Polizeipräfekten, der persön- 
lich aktiv wurde und sich am Donnerstag 
Abend vor Ort begab. Am Freitag früh 
wurde eine Delegation der um eine „Le- 
galisierung“ ihres Aufenthaltsstatus 
kämpfenden Einwanderer in der Präfek- 
tur empfangen, die nun über die indivi- 
duellen Dossiers der Betreffenden — die 
erstmals dort eingereicht werden „durf- 
ten“ — entscheiden wird. Noch vor einem 
Monat hatte dieselbe Präfektur sich ge- 
weigert, diese Dossiers anzunehmen. Es 
bestehen grundsätzlich zwei Möglichkei- 
ten: Entweder hat die Polizeibehörde auf 


diese Weise darauf reagiert, dass die Be- 
setzung sich nun von innerhalb des Ge- 
werkschaftshauses auf die Trottoirs da- 
vor verlagert hatte und dadurch zum Öf- 
fentlich sichtbaren „Störfaktor“ wurde. 
So lautet jedenfalls die These der linksli- 
beralen Tageszeitung ‚Liberation‘ aus 
den letzten Tagen. (Vgl. 
http://www.liberation.fr/societe/0101576 
526-sans-papiers-de-la-bourse-du-tra- 
vail-vers-un-deblocage ) Es besteht aber 
noch eine andere, mögliche Annahme: 
Dieser Hypothese zufolge ging es der 
Polizeipräfektur darum, die CGT als 
„Vermittlerin“ zu umgehen und die Sans 
papiers von der Gewerkschaft abzuspal- 
ten — indem sie ihnen demonstrativ vor- 
führt, dass die Behörde noch humaner 
mit ihnen umging als die CGT (oder zu- 
mindest ihr Ordnerdienst). Die erstere 
Hypothese - sofern sie zutrifft — würde 
belegen, dass die Besetzung des Gewerk- 
schaftshauses einen taktischen Fehler 
darstellte. Die zweite hingegen würde 
zwar ein perfides Kalkül der Behörde be- 
legen. Aber sie wäre zugleich höchst bla- 
mabel für die Gewerkschaftsbürokraten 
bei der Pariser CGT und ihren Ordner- 
dienst. Bernhard Schmid, Paris I 


einem Asylverfahren zu gewähren. Zum 
andern ist Deutschland aufgrund seiner 
geographischen Mittellage nach den Re- 
geln des europäischen Flüchtlingsrechts 
nur selten für die Prüfung von Asylgesu- 
chen zuständig. Malta beispielsweise ist 
derzeit gemessen an der Einwohnerzahl 
für rund 19 Mal mehr Asylgesuche zustän- 
dig als die Bundesrepublik Deutschland. 
Deutschland darf sich nicht weiter gegen 
eine gerechtere Verteilung der Asylbewer- 
ber sperren, wie sie die EU-Kommission 
vorgeschlagen hat, forderten PRO ASYL 
und Amnesty International. 

Die Mitgliedsstaaten an den EU-Au- 
Bengrenzen sind überfordert. In Griechen- 
land müssen viele Asylbewerber zum Teil 
Monate warten, bis sie einen Asylantrag 
stellen können. Da es keine hinreichenden 
Unterbringungsplätze gibt, müssen die 
meisten Asylsuchenden auf der Straße und 
in Parks schlafen. „Besonders dramatisch 
ist, dass die griechischen Asylverfahren 
weit unterhalb rechtsstaatlicher Standards 
liegen“, sagte Günter Burkhardt, Ge- 
schäftsführer von PRO ASYL. „Die zu- 
ständigen deutschen Behörden müssen so- 
fort damit aufhören, Flüchtlinge nach 
Griechenland zurückschicken.“ „Es ist 
kaum noch möglich, Zugang zu einem fai- 
ren Asylverfahren in Europa zu erhalten“, 
sagte Wiebke Hennig, Flüchtlingsreferen- 
tin von Amnesty International. „Das ist 
nicht nur völkerrechtswidrig, es ist auch 
beschämend für eine EU, die erst letztes 
Jahr offiziell ihr Vorhaben bekräftigt hat, 
ein ‚Europa des Asyls’ zu schaffen.“ 

Quelle: Pressemitteilung v. 15.06.2009 
Amnesty International - Pro Asyl 
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Ein Fünftel der Bevölkerung 
hat Migrationshintergrund 


BERLIN. Mit rund 15,3 Millionen Men- 
schen weist etwa ein Fünftel der Bevölke- 
rung in Deutschland einen Migrationshin- 
tergrund auf. Dazu zählen sowohl zuge- 
wanderte Personen (erste Generation) als 
auch hier zu Lande Geborene, bei denen 
mindestens ein Elternteil zugewandert ist 
(zweite Generation), wie aus dem von der 
Bundesregierung vorgelegten „Ersten In- 
tegrationsindikatorenbericht“ (16/13300) 
hervorgeht. 

In dem Bericht, über den der Bundestag 
erstmals am 17.06. beraten hat, werden 
„der Stand und die Entwicklung von Inte- 
gration anhand verschiedener Indikatoren“ 
gemessen, wobei als Datengrundlage vor 
allem die Daten des Mikrozensus 2005, 
2006 und 2007 herangezogen wurden. Da- 
nach zeigen sich in vielen Bereichen ins- 
besondere bei der zweiten Generation In- 
tegrationsfortschritte, „während in ande- 
ren Bereichen Unterschiede des Integrati- 
onsgrades fortbestehen“. 

So blieb die Zahl der Einbürgerungen 
im Verhältnis zur Zahl der Ausländer mit 
einer Aufenthaltsdauer von zehn und mehr 
Jahren den Angaben zufolge mit 3,1 Pro- 
zent im Jahr 2005, 3,2 Prozent in 2006 und 
2,9 Prozent in 2007 „relativ konstant“. Die 
Zahl bikultureller Ehen zwischen Perso- 
nen mit und ohne Migrationshintergrund 
habe 2005 bei 9,7 Prozent, 2006 bei 9,5 
Prozent und 2007 bei 9,7 Prozent gelegen. 

Kinder mit Migrationshintergrund be- 
suchen laut Bericht zu einem geringerem 
Anteil eine Kindertagesstätte als Kinder in 


der Gesamtbevölkerung: Bei den Drei- bis 
unter Sechsjährigen besuchten demnach 
2007 insgesamt 73,5 Prozent der Kinder 
mit Migrationshintergrund und 88,7 Pro- 
zent der Gesamtbevölkerung eine solche 
Einrichtung. Während die Zahl der Schul- 
abgänger ohne Abschluss in den Jahren 
2005 bis 2007 insgesamt von 8,2 Prozent 
auf 7,3 Prozent zurückgegangen sei, sei sie 
bei den Ausländern von 17,5 Prozent auf 
16,0 Prozent gesunken. 

Wie es in der Unterrichtung weiter 
heißt, hatten 33,8 Prozent der 25- bis unter 
35-Jährigen mit Migrationshintergrund 
und 15,6 Prozent der gleichaltrigen Ge- 
samtbevölkerung im Jahr 2007 keinen be- 
ruflichen oder Hochschulabschluss. Die 
Arbeitslosenquote habe 2007 bei Auslän- 
dern mit 20,2 Prozent doppelt so hoch ge- 
legen wie in der Gesamtbevölkerung mit 
10,1 Prozent. Die sogenannte Armutsrisi- 
koquote habe 2007 in der Gesamtbevölke- 
rung 13,2 Prozent betragen und bei Perso- 
nen mit Migrationshintergrund 26,8 Pro- 
zent. Auf Leistungen der Mindestsiche- 
rung seien Ausländer 2007 mit 21,1 Pro- 
zent mehr als doppelt so häufig angewie- 
sen gewesen wie in der Gesamtbevölke- 
rung mit 9,5 Prozent. 

Beim bürgerschaftlichen Engagement 
liegen die Quoten der Personen mit Migra- 
tionshintergrund laut Studie mit 26,8 Pro- 
zent unter denen der Gesamtbevölkerung 
mit 35,7 Prozent. Für die zweite Generati- 
on sei hier indes „eine Angleichung der 
Engagementquoten an die Gesamtbevöl- 
kerung festzustellen 

Quelle: Jesuitenflüchtlingshilfe - flucht 
mailing list flucht@nds-fluerat.org 


Für Menschenrechte, Gewaltlosigkeit und Frieden 
Erklärung des Bundesausschusses Friedensratschlag zu den Protesten und 


Unruhen im Iran 


Auch wenn der Ausgang des gegen- 
wärtigen Ringens um die Macht im 
Iran unsicher bleibt, eines lässt sich 
mit Gewissheit sagen: Nach den Protesten 
gegen das Regime Ahmadinedschad wird 
das Land und wird die iranische Gesell- 
schaft nicht mehr so sein, wie sie waren. 
Zu sehr haben die anhaltenden Demonstra- 
tionen gegen die Staatsmacht und deren 
gewaltsame Reaktionen darauf großen Tei- 
len der Bevölkerung den Glauben an die 
Unantastbarkeit der theokratischen Ord- 
nung geraubt. Heute geht ein tiefer Riss 
nicht nur quer durch die Gesellschaft, son- 
dern auch durch die politische und geistli- 
che Führung des Landes. 

Die politische Demontage der heır- 
schenden Macht in Teheran hat der Wäch- 
terrat, das oberste „Kontroll“organ des 
Iran, selbst zu verantworten. Mit dem — 
späten — Eingeständnis, es habe in 50 Be- 
zirken Unregelmäßigkeiten bei den Wahlen 
gegeben, und dem gleichzeitigen Beharren 
auf der Rechtmäßigkeit des Wahlsiegs von 
Ahmadinedschad, haben die Mehrheit im 
Wächterrat und der geistliche Führer des 
Iran, Ayatollah Ali Chamenei, die Zweifel 
der Bevölkerung keineswegs zerstreut, 
sondern nur weiter verstärkt. Dabei ist es 
unerheblich, wie groß die Manipulationen 
am Wahlergebnis tatsächlich waren: Die 
Tatsache allein, dass es „Unregelmäßigkei- 
ten“ gab und dass diese offiziell eingestan- 
den wurden, hätte schon genügt, um eine 
komplette Neuauszählung der Stimmen 
vorzunehmen mit der Option einer Stich- 
wahl zwischen Ahmadinedschad und sei- 
nem wohl aussichtsreichen Herausforderer, 
Mir Hussein Mussawi. 

Die Friedens- und Menschenrechtsbe- 
wegung hier zu Lande sollte sich nicht zum 
Richter über die Akteure im gegenwärtigen 
Machtkampf im Iran aufschwingen. Ge- 
nauso wenig sollte sie sich auf die Seite ir- 
gendeiner Partei stellen. Und noch viel we- 
niger kann sie abschätzen, wie das irani- 


sche Volk am 12. Juni tatsächlich gewählt 
hat. In einem darf es aber kein Vertun ge- 
ben: Die Friedens- und Menschenrechtsbe- 
wegung wendet sich entschieden gegen die 
politische und polizeiliche Repression der 
Opposition und fordert das Regime dazu 
auf, den Menschen im Land uneinge- 
schränkte Meinungs- und Demonstrations- 
freiheit zu geben. Iran gehört zu den über 
170 Staaten der Erde, die sich zur Einhal- 
tung der „Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte“ und der beiden Men- 
schenrechtskonventionen „Zivilpakt“ und 
„Sozialpakt“ verpflichtet haben. Diese Ver- 
pflichtung schließt die Gewährung des 
Rechts auf freie politische Betätigung ein. 

Scheinheilig ist es dagegen, wenn Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel die Men- 
schenrechtsverletzungen im Iran anpran- 
gert und das Regime auffordert, „friedliche 
Demonstrationen zuzulassen“ und „keine 
Gewalt gegen Demonstranten anzuwen- 
den“. Hat sie doch unlängst beim NATO- 
Gipfel in Straßburg/Kehl mit keinem Wort 
gegen die massive Behinderung der Anti- 
NATO-Proteste Einspruch erhoben. Die 
sozialen Bewegungen in Deutschland kön- 
nen wahrlich ein Lied singen über Ein- 
schränkungen ihres Demonstrationsrechts 
sowie über den schleichenden Ausbau des 
Überwachungsstaates. 

Für die Friedensbewegung von aller- 
größtem Interesse ist selbstverständlich 
auch die außen- und sicherheitspolitische 
Orientierung der gegenwärtigen oder künf- 
tigen iranischen Machthaber. Hier sollten 
sich die westlichen „Freunde“ der irani- 
schen Opposition über eines im Klaren 
sein: Auch ein Präsident Mussawi wird 
nicht darauf verzichten, das seit langem be- 
schlossene Atomprogramm fortzuführen. 
Der Atomwaffensperrvertrag gibt nun ein- 
mal jedem Land der Welt das Recht auf 
den eigenen Ausbau der Kernenergie zur 
zivilen Nutzung bis hin zur Schließung des 
Brennstoffkreislaufs, also unter Einschluss 
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der Urananreicherung (Art. IV). Auf dieses 
Recht wird jede Regierung in Teheran po- 
chen — schon allein um deutlich zu ma- 
chen, dass sie keine von außen diktierte 
Einschränkung der staatlichen Souveräni- 
tät zulässt. Auf der außenpolitischen Agen- 
da Teherans bleibt auch die erhoffte Aner- 
kennung iranischer Sicherheitsbedürfnisse 
durch den Westen. Vor allem muss die in 
den letzten Jahren gegen den Iran in Stel- 
lung gebrachte Drohkulisse abgebaut wer- 
den. Hierzu gehört in erster Linie die Re- 
duzierung der militärischen Präsenz der 
USA und NATO in der Region des Persi- 
schen Golfs. Überlegungen europäischer 
Regierungen, wonach im Iran ein „Re- 
gimewechsel‘“ herbeigeführt werden müs- 
se, sind nicht nur völkerrechtswidrig, son- 
dern auch im höchsten Grad kontraproduk- 
tiv. Nichts schweißt die iranische Gesell- 
schaft mehr zusammen als die als uner- 
laubte Einmischung empfundenen „Rat- 
schläge‘ des Westens. 

In allen Verlautbarungen der letzten Tage 
betont Ahmadinedschad eben diesen Aspekt 
— wohl wissend, dass er wenigstens hierin 
auf breite Zustimmung in der Bevölkerung 
hoffen darf. Ob schließlich ein anderer Prä- 
sident als Ahmadinedschad einen anderen 
Ton gegenüber Israel anschlägt, hängt nicht 
zuletzt auch von Israel selbst, von den USA 
und von dem israelisch-palästinensischen 
Friedensprozess ab. Solange es hier keinen 
wirklichen Fortschritt gibt — und den wird es 
ohne Beteiligung von Hamas nicht geben -, 
fällt antiisraelische Rhetorik im Iran auf ei- 
nen fruchtbaren Boden. 

Zusammengefasst: Unabhängig davon, 
wer die Wahl im Iran wirklich „gewonnen“ 
hat und welcher Präsident künftig die Ge- 
schicke des Landes (mit)bestimmt, fordert 
die Friedensbewegung von den iranischen 
Machthabern 

D ein Ende der Gewalt gegen die eigene 
Bevölkerung, 

D die Respektierung grundlegender 
Menschen- und Freiheitsrechte im Iran. 

Vom Westen, insbesondere der Bundes- 
regierung erwarten wir 

D keine Drohgebärden oder gar ver- 
schärfte Sanktionen gegen Teheran, 

D keine „Ratschläge“ oder gar Anwei- 
sungen des Westens, die in Teheran als 
„Einmischung in die inneren Angelegen- 
heiten‘ gewertet werden müssen, 

D stattdessen die Einleitung eines wirkli- 
chen Dialogs über die Frage der Atombe- 
waffnung sowie über Probleme einer nah- 
östlichen Friedensordnung. 

Bundesausschuss Friedensratschlag 
Kassel, 27. Juni 2009 
www.uni-kassel.de/ 
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Freunde und vermeintliche 
Freunde 


Nation und Europa Nr. 6/2009 
Manchmal fragt man sich bei der Lektüre 
rechter Zeitschriften, ob die Mitarbei- 
ter(innen) dieser Postillen wirklich im glei- 
chen Land leben wie man selbst. Falls das 
der Fall ist, und es kaum daran zu zweifeln, 
kann ihnen in vielen Fällen zumindest eine 
solide Wahrnehmungsstörung attestiert 
werden: Hammer, Sichel und der dazuge- 
hörige Sowjetstern auf knallrotem Unter- 
grund, kreisförmig umgeben von den Ster- 
nen, die die EU symbolisieren, so sieht die 
Titelseite des Juniheftes von „Nation & 
Europa“ aus. Dazu passend der Slogan: 
„Europawahl 2009 — Widerstand gegen 
Sowjetisierung!“. Mit der Realität hat das 
nichts zu tun. Und auch vor der Europa- 
wahl, die Ausgabe erschien Ende Mai, 
stand in keinem EU-Mitgliedsland eine 
russische, kommunistische oder auch nur 
linke Machtübernahme auf der Tagesord- 
nung. Alles egal, es geht ja auch nur darum, 
den Leser(inne)n einen Schlüsselreiz zu 
bieten, um sie wie Pawlowsche Hunde da- 
rauf reagieren zu lassen. Dass die Behaup- 
tung des Titels dann im gesamten Heft 
nicht mehr auftaucht, spielt überhaupt kei- 
ne Rolle. 

NE-Redakteur. KARL RICHTER 
scheint sich unter der Überschrift „Europa- 
wahl am 7. Juni — was auf dem Spiel steht: 
Die EU oder wir“ auf den ersten Blick mit 
dem Thema Europäische Union zu befas- 
sen — der Schein allerdings trügt. Sein ei- 
gentliches Thema, nachdem er einige unin- 
spirierte Absätze zu Papier gebracht hat, 
sind die europäischen Rechtsparteien, ge- 
nau genommen deren Einteilung in Freund 
und Feind: „... Opposition ist nicht gleich 
Opposition. Es ist ein Unterschied, ob ‚Op- 
position‘ nur draufsteht, aber irgendwann 
um der Versuchung des Mitregierens dran- 
gegeben wird, oder ob wirklich Opposition 
gemeint ist und auch durchgehalten wird, 


über lange, erfolglose Durststrecken hin- 
weg. Ist schon der Spagat zwischen Funda- 
mentalopposition und Partizipation am so- 
genannten ‚politischen Prozess‘ groß — die 
Versuchung, irgendwann ins Boot zu stei- 
gen und an den Segnungen des Systems 
teilzuhaben, ist noch größer. Die italieni- 
schen “Postfaschisten” sind ihr erst jüngst 
endgültig erlegen. Der Weg an die Tröge 
der Macht führte konsequenterweise über 
den obligaten Unterwerfungsbesuch in Yad 
Vashem und wurde im März mit der for- 
mellen Auflösung der Alleanza Nationale 
(AN) besiegelt.“ Antisemitismus scheint 
für einen Teil deutscher Faschisten immer 
noch entscheidend für die Selbstdefinition 
zu sein: Eine Partei kann rassistisch, anti- 
demokratisch, führerorientiert und anti- 
kommunistisch sein — entscheidend für das 
Dazugehören zu einer braunen Internatio- 
nalen ist ihr Verhältnis zu Israel. Die Regie- 
rungen dieses Staates sehen das allerdings 
genauso. Verblüffend (und schlimm für 
AntifaschistInnen) ist diese Übereinstim- 
mung allemal. 

Richter zufolge sind Fini und die Seinen 
also übergelaufen, oder sagen wir besser, 
übergelaufen worden: „Hinzu kommt, daß 
das Kartell der Etablierten und Hinter- 
grund-Strippenzieher längst mit dem Auf- 
bau einer Auffanglinie beschäftigt ist für 
den Fall, daß den Bürgerlichen und Sozial- 
demokraten eines nicht mehr so fernen Ta- 
ges die Mehrheiten abhanden kommen. ... 
In Zeiten der grassierenden Weltwirt- 
schaftskrise gibt es keine sicheren Futter- 
tröge mehr. Wenn sich erst herumspricht, 
daß das Geld auf den Sparbüchern in Wirk- 
lichkeit längst verpulvert ist, werden rui- 
nierte Rentner und um ihr Vermögen ge- 
prellte Kleinanleger über Nacht zu Kra- 
wallmachern. Für solche Fälle gilt es Vor- 
sorge zu treffen, indem reihum vorgebliche 
‚Protest‘-Bewegungen ins Leben gerufen 
werden, die mit einer guten Portion Popu- 
lismus die verlorenen Schäfchen wieder 
einsammeln sollen, sobald sie den Etablier- 
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ten davonlaufen: Daß dabei mehr oder we- 
niger aufdringlich mit Israel gekungelt 
wird, sollte eigentlich jedem Klarblicken- 
den genug sagen — wie im Fall (nicht nur) 
des niederländischen ‚Rechtspopulisten‘ 
Geert Wilders, der zwar allenthalben mit 
wüster Islamkritik Staub aufwirbelt, sich 
aber eigenem Bekunden nach nirgends so 
wohl fühlt wie in Israel. Authentische In- 
länderfreunde sind gut beraten, um solche 
‚Verbündete‘ einen großen Bogen zu ma- 
chen“. 

Den selbst ernannten „Rechtspopulis- 
ten“ von pro Deutschland/NRW/Köln, die 
in N&E bisher immer mehr als wohlwol- 
lend behandelt wurden, dürfte diese Rüge 
durch das NPD-Mitglied Richter nicht 
sonderlich gut schmecken. Ob sie in Zu- 
kunft wohl immer noch ganzseitige Anzei- 
gen in „Nation & Europa“ schalten wer- 
den wie in Vorbereitung ihres kläglichen 
zweiten „Antiislamisierungskongresses“? 
Sieht man vom Antisemitismus ab, 
herrscht allerdings zwischen den Kontra- 
henten Einigkeit. Die gemeinsame Parole 
heißt „Ausländer raus!“: „Nichts ist ge- 
wonnen, wenn sich an den Ausländerzah- 
len am Ende nichts ändert und die ver- 
meintlich ‚schärfere‘ Asylpolitik der popu- 
listischen Konkurrenz unter dem Strich die 
gleiche ist wie unter der etablierten Vor- 
gängerregierung, bereichert um ein paar 
kosmetische Korrekturen wie die Ver- 
pflichtung zum Sprachenlernen und hyste- 
rische Burka-Verbote“. 

Als hätte Richter das schlechte Ab- 
schneiden der deutschen Rechten bei der 
Abfassung seines Beitrag bereits voraus 
gesehen, schließt er mit einer Vorab-Rela- 
tivierung der Europawahlen: „Eine Hand- 
voll nationaler Europaparlamentarier ist 
zwar eine freundliche Fußnote, hilft im 
Kampf um unsere Zukunft aber nicht 
wirklich weiter. So trifft für den Kampf 
um Europa auch nur die ernüchternde 
Feststellung zu, die auch für alle anderen 
politischen Fragen gilt: Mehrheiten müs- 
sen her — hier im Land, alles andere ist 
zweitrangig. Doch das ist bekanntlich ein 
weites Feld. Die Rechte rackert sich nicht 
erst seit gestern daran ab“. Das sprichwört- 
liche Pfeifen im Wald scheint dagegen 
nachgerade mutig zu sein. 

So wie Richter sich gegen die wendet, 
die ihm nicht rechts genug zu sein schei- 
nen, schreibt ULF KÖSTER zumindest 
zwischen den Zeilen, gegen die an, die in 
der Öffentlichkeit zu rechts auftreten: „In 
ihrer Anfangsphase waren die Republika- 
ner bei Wahlen so erfolgreich, weil sie sich 
als seriöse und bürgernahe Opposition 
darboten — mit vorzeigbaren Köpfen und 
guten Rednern. Man kritisierte den herr- 
schenden Politikbetrieb deutlich, verfiel 
dabei aber nicht in einen abstoßenden Ver- 
balradikalismus oder gar in den Szenejar- 
gon einer sich selbst genügenden Rand- 
gruppe“. Wir dürfen auf die Wahlauswer- 
tungen in der nächsten Ausgabe gespannt 
sein. ri 


